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1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 
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a) Vizepräsidentin Helga Hammer MdL, Landtag Rheinland-Pfalz 

b) Stadtbürgermeister Achim Schöffel, Stromberg  

c) Geschäftsf. Präsidialmitglied Dr. Gerd Landsberg, 
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− Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 
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1. – Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit, 

Bm Seefeldt: 

„Ich eröffne die Mitgliederversammlung des GStB 2002 und begrüße Sie alle sehr herzlich. 

Besonders begrüße ich die Damen und Herren Landtagsabgeordneten, an ihrer Spitze Frau 

Landtagspräsidentin Helga Hammer. Besonders herzlich begrüße ich die Europaabgeordne-

ten Frau Sabine Zissener und Herrn Dr. Werner Langen. Die Verbindung zur europäischen 

Ebene ist wichtig, denn vieles, was wir vor Ort mit großer Mühe und Sorgen umzusetzen ha-

ben, wird auch auf der europäischen Ebene inzwischen produziert und direkt oder indirekt 

über Bund und Land an die Kommunen zur Umsetzung weitergegeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Verbindung der Kommunen zu der Ministerial-

bürokratie ist besonders reichhaltig und wichtig. Ich darf daher sehr herzlich die Vertreter der 

Ministerien begrüßen. Wenn ich eine persönliche Begrüßung in diesem Zusammenhang vor-

nehme, dann Herrn Ministerialdirigenten Rudolf Oster, weil er derjenige ist, der besonders für 

die kommunale Seite zuständig ist. Mit Ihnen begrüße ich die Vertreter der dritten Gewalt, 

der Verwaltungsgerichte sowie der Landesbehörden bis hin zum Rechnungshof und natürlich 

auch Herrn Bürgerbeauftragten Galle. Eine große Zahl von Vertretern der kommunalen Spit-

zenverbände hat ihr Erscheinen zugesagt und ich durfte auch bereits persönlich einige be-

grüßen. Lassen Sie mich stellvertretend für alle, die in kommunaler Verantwortung in den 

Spitzenverbänden stehen, unseren Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Ge-

meindebundes, Dr. Gerd Landsberg, begrüßen. Herr Dr. Landsberg wird nachher zu uns 

sprechen und sicherlich die neueste Entwicklung in Berlin vortragen können, soweit sie für 

ihn und für unseren Spitzenverband auf Bundesebene schon deutlich ist. 

Ein herzliches Willkommen sage ich den Vertretern der Fachverbände, der berufsständigen 

Organisationen, der Versorgungskassen, der Kommunalversicherungen, der Land- und 

Forstwirtschaft, wie insgesamt der Wirtschaft im Übrigen. 

Ein herzlicher Gruß möchte ich an dieser Stelle dem Hausherrn, Bürgermeister Schöffel, sa-

gen, der nachher auch ein Grußwort sprechen wird. Mein herzlicher Dank dafür, dass wir Ih-

re sehr schöne Halle für die heutige Mitgliederversammlung in Anspruch nehmen dürfen. 

An dieser Stelle, meine Damen und Herren, möchte ich die Ehemaligen, die im Gemeinde- 

und Städtebund tätig waren und ihre Leistungen erbracht haben, begrüßen, ich wollte be-

sonders den früheren Geschäftsführer, Walter Bogner, begrüßen, aber ich kann ihn im Au-

genblick noch nicht sehen, vielleicht wird er mit etwas Verspätung noch eintreffen. Herr Bog-

ner hatte mich wissen lassen, dass es seine fünfzigste Mitgliederversammlung des Gemein-

de- und Städtebundes in Rheinland-Pfalz ist, die er heute besucht. Insofern auch ihm einen 

ganz herzlichen Gruß, wenn er dann mit etwas Verspätung noch eintrifft. 
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Ein herzliches Willkommen und ein Gruß der Presse und den Medien, auf deren Berichter-

stattung wir immer wieder besonders angewiesen sind, da über sie auch unsere Anliegen an 

den Landtag, an die Landesregierung, ja auch auf Bundesebene und auf europäischer Ebe-

ne mitgeteilt werden und dort umso mehr dann hoffentlich Gehör finden. Jetzt sehe ich gera-

de, Herr Minister Bauckhage ist eingetroffen. Ich darf Sie ganz herzlich begrüßen, Herr 

Bauckhage, Sie werden nachher noch zu uns sprechen, insofern komme ich noch einmal 

darauf zurück, Sie präsentieren heute ja die Landesregierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

in jedem Jahr treffen wir uns einmal, in der Regel Anfang November, zur Mitgliederversamm-

lung des kreisangehörigen Raumes, deren Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden. 

Jedes Jahr müssen wir aufs Neue beklagen, wie groß die Finanznot ist und immer wieder 

haben wir auf dieses Problem hingewiesen, es stand jeweils im Mittelpunkt. Aber dieses Jahr 

hebt sich diese Mitgliederversammlung in diesem Punkt von den anderen auch dadurch ab, 

dass wir keinen Lichtblick dafür sehen, dass die Finanzsituation der Kommunen, der Städte, 

Gemeinden, Verbandsgemeinden und Kreise sich in Zukunft auch nur etwas bessern wird. 

Das Gegenteil ist der Fall. 

Wir müssen befürchten, dass die neue Steuerschätzung für November auch einen weiteren 

Ausfall der Einnahmen der Kommunen zur Folge hat. Was dies für die Erbringung der 

Dienstleistungen in unseren Kommunen für die Bürgerinnen und Bürger bedeutet, das brau-

che ich Ihnen, die Sie vor Ort dafür Verantwortung tragen, nicht in Besonderheit sagen. Die 

Städte, Gemeinden, Verbandsgemeinden und folglich auch die Landkreise sind schlichtweg 

finanziell am Ende. Viele unserer kommunalen Körperschaften sind einfach pleite, denn was 

ist es anderes, wenn mehr als die Hälfte ihren Haushalt nicht mehr ausgleichen können, 

wenn es nur noch in die Verschuldung hineingeht und wenn dadurch eben eine Konsolidie-

rung der Haushalte fast unmöglich ist? Ich glaube, dass wir hier eine Situation haben, die 

nicht übertrieben dargestellt wird, sondern die sich tatsächlich so in den einzelnen Kommu-

nen abspielt. Darüber kann auch nicht hinwegtäuschen, dass vielleicht durch zufällige Ge-

werbesteuernachzahlungen einzelne Städte oder Gemeinden plötzlich einen warmen finan-

ziellen Regen bekommen und dadurch etwas Entlastung haben, vielleicht dadurch den 

Haushalt nochmal ausgleichen können. Darüber kann auch nicht hinweghelfen, dass immer 

wieder eingewendet wird ‚Ja, bei vielen Städten und Gemeinden sind die finanziellen Prob-

leme hausgemacht’. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir räumen ja ein, dass si-

cherlich in Einzelfällen auch Hausgemachtes dabei ist, aber wenn flächendeckend eine ka-

tastrophale Finanzlage vorhanden ist, dann kann das nicht mehr hausgemacht sein und 

wenn es denn so wäre, dann wäre auch zu fragen, wo war dann hier die Staatsaufsicht, die 

Kommunalaufsicht gewesen; denn dann hätte sie ja doch wohl eingreifen müssen. Nein, die 

Kommunalaufsicht hat funktioniert, denn die Einnahmenseite ist weggebrochen und wenn 
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dem so ist, dann kann auch die Kommunalaufsicht dies nicht beseitigen und Abhilfe schaf-

fen. 

Bei aller Anerkennung der finanziellen Probleme, die natürlich auch der Bund und das Land 

haben, dürfen die Kommunen als letzte in dem Glied des staatlichen Aufbaues nicht im Stich 

gelassen werden. Wir haben dafür zu sorgen, dass die Bürgerinnen und Bürger die nach 

festgesetzten Standards zu erwartenden Leistungen auch erhalten. Hier müssen wir die So-

lidarität der anderen staatlichen Ebenen, nämlich des Bundes und des Landes, einfordern. 

Gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern sitzen wir in der Tat alle im gleichen Boot. Nein, 

die kommunalen Körperschaften sind auf Grund des derzeitigen Verfassungsrechts in der 

Bundesrepublik und in unserem Lande Rheinland-Pfalz nicht in der Lage, sich selbst aus der 

krisenhaften finanziellen Situation zu befreien. Die Verantwortung für die Sanierung und 

Wiederherstellung ordnungsgemäßer finanzieller Verhältnisse trifft den Bund und trifft das 

Land. Das muss ganz deutlich herausgestellt werden. Bei ihnen liegt die Gesetzgebung, bei 

ihnen liegt die Möglichkeit, Veränderungen herbeizuführen. 

Auf der Bundesebene haben wir zu beklagen, dass Steuerreformen durchgeführt wurden, 

insbesondere im Bereich der Gewerbesteuer die Konzerne sich entlasten können, ohne ei-

nen Ausgleich für die kommunale Seite zu schaffen. War es nicht verheerend, dass bei Auf-

zeigung der Problematik nicht einmal im Bundesrat die Initiative unterstützt wurde, die Ge-

werbesteuerumlage zu senken und nicht auf 30 % bis 2004 zu erhöhen. Das macht deutlich, 

wie sehr die Kommunen alleine gelassen werden. Die Gewerbesteuer, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, ist durch die strukturverändernden gesetzlichen Maßnahmen in den letz-

ten zwanzig Jahren praktisch ohne Ausgleich für die Kommunen zugrunde gerichtet worden. 

Sie ist Spielball für die Unternehmen und insbesondere für die Konzerne geworden, die 

durch Fusionen und die Übernahme verlustreicher Firmen ihre Veränderungssysteme auf 

Kosten der Gewerbesteuer betreiben können. Hier wird auf Kosten der Kommunen letztlich 

Wirtschaftspolitik betrieben. Und wenn es deutlich wird, dass es Allgemeingut wird, dass die-

se Situation sich auch nicht annähernd verändert, dann glaube ich, müssen wir noch 

Schlimmeres erwarten. 

Die Gemeindefinanzreform ist wichtig, aber Gemeindefinanzreform hin und her, wir sind auf 

ein Sofortprogramm angewiesen. Das muss helfen, dass wir aus der finanziellen Notsituation 

herauskommen. Wir können nicht warten, bis Kommissionen, bis Arbeitskreise zu Ergebnis-

sen gekommen sind, die dann irgendwann einmal in Kraft gesetzt werden. Bis dahin werden 

sich die Defizite auf der kommunalen Seite so ausweiten, dass in der Tat ein Zusammen-

bruch der Kommunen zu erwarten ist. 

Nicht viel besser ist die Situation des kommunalen Finanzausgleichs auf der Landesebene. 

Natürlich wissen auch die Kommunen, dass in Bezug auf die Einnahmenseite auch der 

Handlungsspielraum des Landes gering ist. An diesem Punkt will ich auch gar keinen Vor-
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wurf erheben. Aber es hätte die Möglichkeit eingeräumt werden müssen, dass wir auf der 

Ausgabenseite in der Lage gewesen wären, etwas mehr gestaltend, ja reduzierend, tätig zu 

werden. Es wurde das Standardöffnungsgesetz dafür vor längerer Zeit mit großer Euphorie 

angekündigt und der Ministerpräsident hat noch auf der Mitgliederversammlung im letzten 

Jahr darin große Hoffnung für die Entlastung der kommunalen Seite gesetzt. Was ist daraus 

geworden? Nichts! Bis jetzt haben wir keine Gesetzesvorlage, wir haben nicht einmal mehr 

das Gefühl, dass sich hier in absehbarer Zeit etwas tut. Der einzige, der damals aktiv wurde, 

waren wir, war der Gemeinde- und Städtebund mit dem 10-Punkte-Plan. Was sind wir dafür 

verteufelt worden, dass wir hier und dort Abstriche machen wollten. Wo aber dann bei ande-

ren Aufgaben Abstriche zu machen sind, wurde uns auch nicht genannt. Vor der letzten Fi-

nanzausgleichskommissionssitzung haben wir danach gefragt, was denn nun mit dem Stan-

dardöffnungsgesetz sei, wann es kommen würde. Es wurde uns geantwortet, dass dies für 

die Beratungen nicht relevant sei, weil es ohnehin nicht mehr für die Ausgabenreduzierung in 

2003 angewandt werden könne. Der Ministerpräsident schreibt mir mit Schreiben vom 

21. Oktober dazu, ich zitiere ‚Die Staatskanzlei wird Sie deshalb, den Gemeinde- und Städ-

tebund und sicherlich auch die anderen Spitzenverbände, in den nächsten Wochen zu Be-

sprechung mit dem Ziel einladen, einen Vorschlag im Konsens zu finden, der Grundlage für 

ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren sein könnte.’ 

Wir stehen also wieder am Anfang und hier kann man sicherlich das Sprichwort anwenden: 

‚Wenn ich nicht mehr weiter weiß, bilde ich einen Arbeitskreis’. 

Wir waren doch schon weiter. Wir haben Vorschläge gemacht, wir haben ganze Bündel von 

Akten dafür schon geliefert und vorgelegt. Ich glaube, es fehlt schlicht und einfach an der 

notwendigen Entscheidung. 

Vor diesem Hintergrund darf ich nochmals einfordern, dass die Landesregierung und der 

Landtag möglichst bald für die kommunale Seite eine entsprechende Entlastung beschließt 

und Möglichkeiten eröffnet, wie dies angekündigt wurde. Das Land und nur das Land, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, ist in der Lage, auf der Ausgabenseite die kommunale 

Finanzsituation zu verbessern und zu entspannen. Daran müssen wir festhalten und daran 

müssen wir erinnern. 

Unter diesem Blickwinkel müssen wir natürlich auch das Grundsicherungsgesetz betrachten. 

Natürlich ist uns hier zunächst einmal eine Kostenübernahme durch den Bund zugesagt, je-

doch keiner weiß, weil die entsprechende Vergleichsberechnungen fehlen, ob es ausreicht. 

Auch hier wäre das Kontinuitätsprinzip noch einmal einzufordern. Kostenausgleich in vollem 

Umfang. Es sollte nach dem Beispiel der österreichischen Regierung vorgegangen werden, 

dass den Kommunen ein Widerspruchsrecht im Gesetzgebungsverfahren eingeräumt wird 

für den Fall, dass eben kein ausreichender Kostenausgleich erfolgt. Wenn wir dies hätten, 

dann könnten wir sicherlich vieles abwenden. 
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Und schließlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist eine umgehende langfristige 

Sicherung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommunen auch ein Gebot der Stunde un-

ter dem Gesichtspunkt der demografischen Entwicklung. Sie wird dazu führen, dass wir auf 

der einen Seite wiederum weniger Einnahmen haben, auf der anderen Seite aber das, was 

an Freiraum in den Kindergärten und in den Schulen bleibt, dann für Betreuung eingesetzt 

wird und damit eben keine Entlastung auf der Ausgabenseite bringt. Die Pisa-Studie wird 

verwendet, um Betreuungen in der Schule und im Kindergarten zu rechtfertigen. Wir stehen 

alle für die Ganztagsschule! Ich glaube aber, dass die Pisa-Studie zu leicht genommen wird, 

dass man es sich damit zu einfach macht, wenn man nur sagt, mit einer Ganztagsbetreuung 

der Kinder, der Schülerinnen und Schüler werde diese Problematik ausgeräumt. Nein, die 

Pisa-Studie macht gesamtgesellschaftliche Probleme deutlich und diese sind auch nur ge-

samtgesellschaftlich zu lösen unter Einbeziehung des Elternhauses, des Kindergartens und 

der Schule. 

Ich möchte zu einem anderen Thema kommen, meine Damen und Herren, weil es die Kom-

munen in den letzten Wochen und Monaten stark beschäftigt hat, nämlich die Einführung des 

neuen Meldewesenverfahrens zum 1. Januar 2003. Der Gemeinde- und Städtebund und der 

Städtetag gehen unverändert davon aus, dass das EWOIS-Verfahren zu diesem Zeitpunkt 

eingeführt wird. Eine nochmalige Verschiebung, wie sie in Zeiten der Zuständigkeit des DIZ 

zweimal vorgekommen ist, darf es nicht mehr geben. Wenngleich - wir haben nur noch weni-

ge Wochen bis dahin – es auch im Augenblick nicht sicher ist, ob es denn nun rechtzeitig 

umgesetzt werden kann. Ungeachtet dessen lassen Sie mich nochmals betonen, dass die 

kommunale Seite nur in der Anfangsphase bei der Formulierung der Gestaltungswünsche 

beteiligt war, nicht jedoch bei der Investitionsentscheidung und der Entscheidung über die 

Gestaltung des täglichen Umfeldes. Uns kam es auf die Verbesserung der Informations- und 

Kommunikationsstrukturen sowie der Technologiegrundlagen an. Unser Verband hat sein 

Renommee und seinen guten Namen für die Umsetzung des Verfahrens eingebracht. Ich 

hoffe nun, dass entsprechend der Forderung für das Leitungsnetz auch eine entsprechende 

Entlastung der Ausgaben dadurch erzielt wird, dass es eben von den einzelnen Kommunen 

noch getragen werden kann. Unser Augenmerk muss dann darauf gerichtet sein, dass sich 

das eingesetzte und hoffentlich funktionierende Verfahren in der Zukunft verbilligt. Das muss 

unser Ziel sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vieles ist in den vergangenen Wochen und Mona-

ten darüber diskutiert worden, wie sich denn nun die Verwaltung in der Zukunft, insbesonde-

re der Verbandsgemeinden im Verhältnis zu den Ortsgemeinden gestalten wird. Wir haben 

dazu im Vorstand beschlossen, mitzuwirken, indem wir eine auf die Praxis aufbauende wis-

senschaftliche Untersuchung einsetzen. Wir haben mit Herrn Professor Dr. Hellermann einen 

Wissenschaftler gewonnen, dem wir diese Aufgabe zutrauen. Wir wollen die Ergebnisse die-
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ser Untersuchungen einzringen, damit auf solider Grundlage eine Gesamtbetrachtung er-

folgt. 

Der Landtag hat eine Enquête-Kommission eingesetzt mit dem Auftrag, ebenfalls das kom-

munale Umfeld, ja das kommunale Spannungsverhältnis zu untersuchen. Das Anforde-

rungsprofil, das dafür erstellt worden ist, lässt erwarten, dass es auch hier zu einer ganz ein-

heitlichen Untersuchung kommen wird und dass nicht jetzt Vorabentscheidungen erfolgen, 

die dann wiederum nur ein Vorziehen von angestrebten Regelungen beinhalten. Ich hoffe, 

dass wir unsere Erkenntnisse und Ergebnisse in die Enquête-Kommission ebenso einbrin-

gen können, wie die Enquête-Kommission selbst - mit wissenschaftlichem Rat ausgestattet - 

daran gehen wird, das kommunale Umfeld zu beleuchten und zu untersuchen. Ich bin dank-

bar, dass die kommunalen Spitzenverbände beratend an diesen Diskussionen teilnehmen 

dürfen. 

Von daher bin ich hoffnungsvoll, dass doch in einem guten Miteinander mit der Landesregie-

rung und dem Landtag diejenigen Probleme angepackt und gelöst werden, die sich uns in 

der Zukunft stellen werden. Wichtig ist, dass wir immer auf der Höhe der Anforderungen und 

Bedürfnisse sind, die unsere Bürgerinnen und Bürger an uns, an die Kommunalpolitiker ins-

gesamt und an die Verwaltungen haben. 

In diesem Sinne hoffe ich, dass wir, wenn uns geholfen wird, die finanziellen Probleme wie-

der in den Griff zu bekommen, einer guten Zukunft entgegensehen dürfen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ‚Feststellung der Tagesordnung’ steht auf dem 

Pogramm. Sind Sie mit der Tagesordnung einverstanden? Ist jemand dagegen? Dies ist 

nicht der Fall, dann wird sie so abgewickelt. 

Die Feststellung der Beschlussfähigkeit: 

Wir haben insgesamt 3.330 Stimmen. Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn mindestens 

die Hälfte anwesend ist. Um 10.31 Uhr waren 2.334 Stimmen abgegeben. Das sind 70,09 %. 

Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, die ich hiermit feststelle. Ich bedanke mich. 70 % ist eine 

gute Anwesenheit. Ich bedanke mich auch nochmal sehr herzlich dafür. 

Der nächste Tagesordnungspunkt, meine sehr verehrten Damen und Herren, beinhaltet 

Grußworte. Ich darf zunächst bitten, dass Frau Vizepräsidentin Helga Hammer zu uns 

spricht. Bitte.“ 

2. – Grußworte 

a) Helga Hammer, Vizepräsidentin des Landtages, MdL: 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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„Herr Minister Bauckhage, Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen aus 

dem europäischen Parlament, aus dem Landtag Rheinland-Pfalz, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, 

ich bin gerne heute früh zu Ihnen gekommen, um Ihnen die herzlichen Grüße des 

Landtags zu überbringen, von Landtagspräsident Christoph Grimm und von allen Kol-

leginnen und Kollegen. 

Die Kommunalen Spitzenverbände gehören zu den wichtigsten Gesprächspartnern des 

Landesparlamentes. Das dokumentiert sich auch darin, dass heute 10 % aller Abge-

ordneten, ich habe es einmal nachgezählt, des Landtages hier anwesend sind. In un-

serem Land ist dieses Verhältnis seit Jahrzehnten durch ein großes gegenseitiges Ver-

trauen gekennzeichnet, das aber trotzdem natürlich klare und kritische Stellungnahmen 

nicht ausschließt. Dennoch denke ich, ist es nicht übertrieben, wenn ich die Beziehung 

zwischen dem Landtag und dem Gemeinde- und Städtebund als gut und harmonisch 

bezeichne. Sie betreffen die eigentlichen Kernbereiche der Landespolitik, die in weiten 

Bereichen, wenn sie sich dem Bürger nähert, zur Kommunalpolitik wird. Wenn sich 

diese Beziehungen als äußerst fruchtbar für unser Land erwiesen haben, wenn in 

Rheinland-Pfalz nicht über die Köpfe der Bürger, sondern bürgernah entschieden wird, 

so liegt das neben der guten Arbeit der Bürgermeister und kommunalen Mandatsträger 

sicher auch daran, dass die meisten Abgeordneten des Landtages zugleich ein kom-

munales Mandat oder Ehrenamt wahrnehmen. Hier findet kommunale Erfahrung direk-

ten Zugang in die Arbeit des Parlamentes. 

Meine Damen und Herren, die Kommunen im Land stellen eine leistungsfähige Verwal-

tungsebene dar, die zugleich Gestaltungsraum des politischen und gesellschaftlichen 

Lebens seiner Bürger ist. Die Kommunalpolitik ist ein Betätigungsfeld, in dem sich Ge-

meinsinn und soziale Verantwortung in besonderer Weise deutlich zeigen kann. Die 

kommunale Selbstverwaltung sichert die Bürgernähe unseres Staates und die Vielfalt 

in unserer freiheitlichen Gesellschaft. Diese kommunale Selbstständigkeit, auf die wir 

alle stolz sind, ist erheblichen Gefährdungen ausgesetzt. Geringeren Steuereinnah-

men, vor allem dem Wegbrechen der Gewerbesteuer, stehen unverändert hohe und 

steigende Ausgaben gegenüber. Der Personalaufwand, die Ausgaben für den laufen-

den Sachaufwand, die Zinsausgaben, sind auch 2001 gegenüber dem Vorjahr deutlich 

gestiegen. Die eigenverantwortliche Gestaltung der Lebensumstände und Lebensver-

hältnisse in den Gemeinden fällt den Kommunen immer schwerer. So hat sich die Fi-

nanzierungslücke im vergangenen Jahr weiter vergrößert, Herr Seefeldt hat darauf 

hingewiesen. Die Mehrzahl der Kommunen im Land konnten ihren Haushalt im Vorjahr 

nicht ausgleichen. In diesem Jahr wird mit einem weiteren Anstieg der Defizite gerech-

net und so wird eine Konsolidierung immer schwieriger. Die verstärkte Einschränkung 
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freiwilliger Aufgaben und die Rückführung kostenaufwendiger Standards auf ein ver-

tretbares Maß zur Erfüllung der Pflichtaufgaben sind Empfehlungen des Landesrech-

nungshofes. Der Landesrechnungshof hat darüber hinaus politische Vorgaben gefor-

dert und mutige Entscheidungen aller gewählten Organe. Auch darauf wurde schon 

hingewiesen, dass der Landtag im Juni dieses Jahres mit den Stimmen aller Fraktio-

nen eine Enquête-Kommission ‚Kommunen’ eingesetzt hat. Diese Enquête-

Kommission hat inzwischen ihre Arbeit aufgenommen und soll entsprechend ihrem 

Einsetzungsbeschluss auch Vorschläge für die von den Kommunen wahrzunehmen-

den Aufgaben und ihrer Finanzausstattung entwickeln. Mit dieser Kommission zeigt 

das Parlament, dass es die Zukunft der Kommunen des Landes als eines der wichtigs-

ten Themen seiner Arbeit in dieser Legislaturperiode erachtet. Eine grundlegende Be-

standsaufnahme und die Entwicklung von Reformvorschlägen wird gemeinsam mit 

Sachverständigen der kommunalen Spitzenverbände, aus der Wirtschaft, aus der Wis-

senschaft, erfolgen. Und dabei darf kein Thema ausgespart bleiben. Weder die Suche 

nach schlankeren und effektiveren Verwaltungsstrukturen, noch die Möglichkeiten von 

Einsparungen und Reduzierungen öffentlicher Leistungen. Eine besonders wichtige 

Aufgabe wird es aber sein, die Einnahmen der Kommunen daraufhin zu überprüfen, ob 

bei der Verteilung der Finanzmittel zwischen Land und Kommunen die der jeweiligen 

Ebene übertragenen Aufgaben erfüllt werden können. Die von der Enquête-

Kommission erarbeiteten Vorschläge werden, wie wir alle hoffen, entsprechende Er-

gebnisse bringen. Dabei darf eines nicht passieren: Transparenz und Bürgernähe des 

Verwaltungshandelns darf nicht verloren gehen. Das wichtigste Ziel der politischen Ar-

beit muss es bleiben, den Kommunen einen ausreichenden Handlungsspielraum zu 

erhalten, damit die politische Kultur vor Ort in der örtlichen Gemeinschaft lebendig 

bleibt, denn auf der kommunalen Ebene können die Bürger Politik noch hautnah erle-

ben und mitgestalten. Nirgendwo sonst kann der vielfach beschworenen Politikverd-

rossenheit besser begegnet werden, als vor Ort. Daher ist es wichtig, dem weit verbrei-

teten Pessimismus, wie die anstehenden Probleme gelöst werden sollen, mit Tatkraft 

entgegenzutreten, denn Politik muss sich gerade in schwierigen Zeiten bewähren. Ih-

nen im Gemeinde- und Städtebund und uns im Landtag wünsche ich das, was heute 

auf allen politischen Ebenen mehr denn je gefragt ist: Kreativität, Initiative und Mut. 

Deshalb aber sind die Städte und Gemeinden auch mehr denn je auf eine effektive und 

vernehmbare Verbandsarbeit angewiesen. Dem Gemeinde- und Städtebund ist es in 

der Vergangenheit zumeist in vorzüglicher Weise gelungen, die Belange der Kommu-

nen gebündelt vorzutragen. Dass dies auf allen Ebenen auch in Zukunft so gelingen 

möge, dazu wünsche ich Ihnen Kraft und viel Erfolg. Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit.“ 
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Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Frau Vizepräsidentin Hammer, herzlichen Dank für Ihre Grußworte, ich darf nun Herrn 

Dr. Gerd Landsberg um sein Grußwort bitten. Herr Dr. Landsberg, Sie haben das 

Wort.“ 

 

b) Dr. Gerd Landsberg, DStGB: 
------------------------------------------------------------------------- 

„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr verehrte Damen und Herren,  

lieber Kollege Steenbock, 

ich freue mich sehr, dass ich heute hier das Wort an Sie richten darf mit Ausführungen 

unter dem Motto „Rettet die Kommunen!“. Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, 

ist im Mai dieses Jahres erstmalig die Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen 

in Berlin zusammengetreten. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hatte jahrelang 

intensiv eine grundlegende Reform der Gemeindefinanzen gefordert. 

Die aktuellen Entwicklungen bei den Gemeindefinanzen belegen so deutlich wie noch 

nie, dass der Reformbedarf im Finanzbereich immer dinglicher, ja dramatisch gewor-

den ist. Ich denke schon, dass man im Lande langsam begreift, dass Sparappelle allein 

nicht ausreichen, um den Gemeinden aus ihrer Finanzkrise herauszuhelfen. 

Die Lage der Kommunen, meine Damen und Herren, ist nicht angespannt, sie ist auch 

nicht dramatisch, sie ist einfach schlicht katastrophal. Damit ist letztlich nicht nur die 

Frage nach der Zukunft der kommunalen Selbstverwaltung, sondern auch die Frage 

nach der Zukunft unseres Gesellschaftsmodells gestellt. Wenn Städte in großem Um-

fang ihre Personalkosten über Kredite finanzieren, wenn selbst einfache freiwillige 

Leistungen wie Büchereien, Mütterberatung und Suchtbetreuung, Jugendarbeit und 

Vereinsförderung immer mehr ausgedünnt werden müssen, wird das mittelfristig die 

Entfremdung der Menschen von der Politik und vom Staat noch weiter beschleunigen. 

Wie weit dieser Prozess schon vorangeschritten ist, zeigt auch das jüngste Ergebnis 

der Shell-Studie, wonach mehr als 30 % der Jugendlichen sich nicht mehr für Politik in-

teressieren. Wer dem entgegenhalten will, braucht bessere Jugendarbeit, bessere 

Schulen und lebenswertere Städte und Gemeinden. Die Realität, meine Damen und 

Herren, sieht leider anders aus. Unsere Schulen, Wege und Plätze verfallen, während 

die großen Unternehmen ihre Glaspaläste hochziehen und ihre Gewerbesteuern mit 

Verlusten im Ausland verrechnen. 
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In manchen Gemeinden finden sich kaum noch Kandidaten, die bereit sind, das Bür-

germeisteramt zu übernehmen, weil es keinerlei Spielräume mehr gibt, um kommunal-

politisch zu wirken. 

Meine Damen und Herren, wer diese Entwicklung nicht sofort stoppt, legt die Axt an die 

Zukunft unseres Gemeinwesens. 

Das muss sich ändern und zwar ganz schnell. Wir brauchen eine Umverteilung der 

staatlichen Einnahmen von Oben, d.h. vom Bund, aber auch von den Ländern zuguns-

ten der Kommunen. Wenn in Berlin drei Tage die Ministerien schließen, passiert nichts. 

Nur die alltäglichen Verkehrsstaus sind etwas kürzer. 

Wenn aber in einer Stadt drei Tage die Stadtverwaltung, die Schulen, die Kindergärten 

und vielleicht auch der ÖPNV nicht arbeiten, bricht das Leben einer ganzen Stadt zu-

sammen. 

Das zeigt deutlich, wo der Bürger die Leistung des Gemeinwesens erwartet. Wer Bür-

gernähe und Subsidiarität ernst nimmt, muss das Gemeinwesen von unten stärken und 

nicht von oben Wohltaten verkünden, die andere bezahlen. 

Deshalb brauchen wir bevor wir über die Gemeindefinanzreform hier weiterdiskutieren, 

ein Sofortprogramm: 

Als erste Maßnahme muss die neue Bundesregierung sofort eine Senkung der Gewer-

besteuerumlage beschließen, um den Verfall in unseren Städten und Gemeinden ent-

gegenzuwirken. Vor wenigen Wochen hat der Bundesrat einen entsprechenden Be-

schluss gefasst. Nun ist es an der Bundesregierung dies mit ihrer Mehrheit im Deut-

schen Bundestag auch umzusetzen. 

Als Zweites, muss sofort ein Investitionsprogramm zur Stärkung der kommunalen In-

vestitionen und zur Stärkung der lokalen Arbeitsmärkte eingeleitet werden. 

Ein solches Investitionsprogramm, meine Damen und Herren, von etwa 10 Milliarden 

€uro wäre ohne weiteres durch Umschichtung des Bundeshaushaltes finanzierbar. 

Auch viele lieb gewordene Subventionen könnten gestrichen und für ein solches Pro-

gramm nutzbar gemacht werden. Zudem ist zu bedenken,  dass der Bund 50 Milliarden 

€uro für die Versteigerung der UMTS-Linzenzen eingenommen hat. Finanzieren tun 

dies zum Teil die Kommunen, weil die Unternehmen diese Verluste natürlich bei ihrer 

Steuer absetzen könnten. Ein solches Investitionsprogramm hätte auch effektivere 

Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, als manche ABM-Maßnahme, die letztlich nur zu 

einem Drehtüreffekt führt. 

Als dritte Maßnahme brauchen wir ein Bekenntnis zum echten Bürokratie- und Stan-

dardabbau. 
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Nach wie vor, meine Damen und Herren, gibt es zu viele Gesetze, Verordnungen und 

Erlasse, die ein hohes Niveau diktieren, das nicht mehr zu finanzieren ist. In einem 

wirklichen Bekenntnis, z.B. zur vorschriftenfreien Gemeinde, würde es völlig ausrei-

chen, den Sicherstellungsauftrag für Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser und Ab-

wasser festzulegen. Die Städte und Gemeinden könnten dann tatsächliche Lösungen 

entwickeln, die den örtlichen Gegebenheiten entsprechen und bezahlbar sind. Dies wä-

re zugleich ein erster Schritt zur Reduzierung der Ansprüche an den Staat und könnte 

mit einer intensiveren Form der öffentlichen Verwaltung verbunden werden. 

Dies alles, meine Damen und Herren, wird allerdings nur funktionieren, wenn die Politik 

endlich aufhört, den Bürgern zu versprechen, es könne mit immer weniger staatlichen 

Mitteln immer besser Leistungen erbracht werden. 

Es muss Schluss damit sein, dass der Bund soziale Wohltaten verspricht, die am Ende 

die Kommunen bezahlen müssen. Ich warne in diesem Zusammenhang vor der Illusion 

– die auch in der Koalitionsvereinbarung der neuen Bundesregierung zu Ausdruck 

kommt – die Kommunen könnten einseitige Belastungen, z.B. zur Verbesserung der 

Ganztagsbetreuung für Kinder unter 3 Jahren schultern. Wir sehen hier erneut die Ge-

fahr, dass massiv gegen den Grundsatz des Konnexitätsprinzips verstoßen wird, wer 

bestellt, der bezahlt. 

Wir brauchen mehr Ehrlichkeit in der Politik und auch das Bekenntnis, das vieles, was 

vielleicht wünschenswert ist einfach nicht machbar und auch nicht finanzierbar ist. Da-

zu gehört auch die Akzeptanz der Wirklichkeit. Wir brauchen wirkliche Reformen des 

Arbeitsmarktes und der Sozialsysteme, sonst werden diese Systeme zusammenbre-

chen. 

Bereits in zwanzig Jahren wird auf Grund der demographischen Entwicklung ein Bei-

tragszahler für einen Rentner aufkommen müssen. Heute teilen sich immer noch zwei 

Arbeitnehmer diese Last. 

In den letzten dreißig Jahren hat sich die Arbeitslosigkeit verzwanzigfacht. 37,4 Mrd. 

€uro flossen im vergangenen Jahr in die Arbeitslosenhilfe und in das Arbeitslosengeld. 

Der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung ist fünfmal so hoch wie in den 70er 

Jahren. Die deshalb explosionsartig gestiegenen Ausgaben für die Sozialhilfe strangu-

lieren die Kommunen. 

Bei diesem alarmierenden Zustand darf die Politik nicht die Hoffnung schüren, man 

könne um einschneidende Reformen herumkommen und die Konjunktur werde alles 

richten. Hier hilft keine noch so gute Konjunktur mehr. Ein „weiter so“ wird nur den 

Kreislauf des Niedergangs weiter beschleunigen: Höhere Sozialversicherungsbeiträge 
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bedeuten höhere Lohnnebenkosten, diese verteuern die Arbeitskosten, was wiederum 

zu weniger Jobs führt. 

Nur wer dieses Szenarium erkennt, es bereit ist in der Öffentlichkeit auch darzustellen, 

wird die notwendige Mehrheiten für die tiefen Einschnitte finden. 

Dies gilt auch,  für die jetzt anstehenden Tarifverhandlungen im Öffentlichen Dienst. 

Die Gewerkschaften wissen, dass die Kassen der Kommunen leer sind. Wir bewegen 

uns am Rande des finanziellen Kollapses. Ein einziges Prozent Lohnerhöhung kostet 

die Kommunen bereits ca. 660 Mio. Euro pro Jahr. Jeder Euro wird jedoch für Investiti-

onen gebraucht, um den Arbeitsmarkt zu beleben. Auch der Weg in den weiteren 

Schuldenstaat muss gestoppt werden. Sonst werden diejenigen, die sich vielleicht über 

ein höheres Gehalt freuen, demnächst die Zinsen und Zinseszinsen bezahlen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ganz kurz auf die Gemeindefinanzre-

form eingehen. Zunächst einmal muss man festhalten, dass mit der Einrichtung dieser 

Kommission immerhin eine langjährige Forderung des Deutschen Städte- und Ge-

meindebundes und auch der übrigen kommunalen Spitzenverbände erfüllt wurde. 

Der Aufschwung in Deutschland setzt finanzstarke Gemeinden voraus. Denn Gemein-

den waren bisher die wichtigsten Investoren im öffentlichen Bereich. Jeder öffentlich 

investierte Euro verursacht zudem über drei Euro privater Investitionen. 

Notwendig, meine Damen und Herren, sind grundlegende Reformen, die nicht nur die 

Einnahmenseite sondern insbesondere auch die Ausgabenseite der Kommunen im 

Auge behalten. 

Eine zentrale Forderung unseres Verbandes ist die Verbreiterung der Bemessungs-

grundlage für die Gewerbesteuer sein. 

Damit ist es möglich, die Abhängigkeit gerade kleinerer Gemeinden von nur wenigen 

Steuerzahlern zu verringern. Die Einnahmen aus der wirtschaftsbezogenen Steuer-

quelle werden dann stetiger fließen. 

Auch Freiberufler müssen der Steuerpflicht unterworfen werden. Dies erweitert u.a. 

den Kreis der Steuerpflichtigen. 

Eine solche Maßnahme ist auch gegenüber den Betroffenen zu vertreten: Eine Diffe-

renzierung zwischen den so genannten freien Berufen und beispielsweise dem Hand-

werk ist nicht gerechtfertigt. 

Es ist nicht einzusehen, dass die Herstellung eines Gebisses durch einen Zahnarzt 

nicht der Gewerbesteuerpflicht unterliegt, bei einem Dentisten, der den Auftrag von 

dem Zahnarzt ausführt, dies aber der Fall ist. Beide nutzen u.a. die von der Gemeinde 

vorgehaltene Infrastruktur gleichermaßen. 
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Eine Selbstverständlichkeit kommt noch hinzu: Die zukünftige wirtschaftsbezogene 

Steuerquelle muss - wie bisher auch die Gewerbesteuer - mit einem gemeindlichen 

Hebesatzrecht ausgestattet sein. Das schafft den Anreiz, dass sich Kommune und ört-

liche Wirtschaft über den Umfang der Besteuerung und den der Infrastruktur verständi-

gen. Nicht zuletzt belebt dies auch die Politik vor Ort. 

Als Ergänzung zu der wirtschaftsbezogenen Steuerquelle wollen wir in der Reform-

kommission auch die Einführung eines Hebesatzrechtes an der Einkommensteuer dis-

kutieren. Die Möglichkeit hierzu wird bereits jetzt im Grundgesetz eingeräumt. 

Dies hätte zunächst den Charme, dass das Maß der Einnahmen dem gewünschten 

Ausgabenumfang jedenfalls tendenziell angepasst werden könnte. Dies würde: 

1. die gemeindliche Finanzautonomie stärken. Einnahmen könnten den Ausgaben 

besser angepasst werden, die Abhängigkeit von Zuweisungen würde verringert. 

2. Der Standortwettbewerb würde sich neben den Unternehmen auch auf die 
Bürger ausdehnen. Mit guten Infrastrukturen könnte um den Zuzug von Bürgern 

geworben werden. 

3. Zu mehr Transparenz führen, die Demokratie stärken und die Anspruchsinfla-
tion der Bürger begrenzen. Wer weiß, für was sein Geld verwendet wird, zeigt 

mehr Akzeptanz für die Politik und wird sich stärker engagieren. 

Im Übrigen muss sichergestellt werden, dass Maßnahmen der Gemeindefinanzreform 

künftig nicht wieder durch Finanzlastverschiebungen zu Ungunsten der Kommunen 

ohne finanziellen Ausgleich in Frage gestellt werden. 

Unsere Forderung hierzu ist klar:  

Wir brauchen eine Verankerung des „Konnexitätsprinzips“ im Grundgesetz!  

Das ist letztlich der Grundsatz „Wer bestellt, bezahlt“. Seit vielen Jahren werden den 

Städten und Gemeinden durch das Bundesrecht Aufgaben übertragen, ohne dass ein 

angemessener Kostenausgleich erfolgt. 

So war das beim Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz und so ist es auch zum 

Beispiel bei der  neuen Grundsicherung vorgesehen. Nur mit dem garantierten Konne-

xitätsprinzip können wir uns dagegen rechtlich wehren. 

Der Stimme der kommunalen Selbstverwaltung muss in Gesetzgebungsverfahren das 

nötige Gewicht verliehen werden. 

Zu diesem Zweck fordern wir einen „Konsultationsmechanismus“ nach österreichi-

schem Vorbild. 
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Hätten wir auch bei uns einen solchen Mechanismus, könnten höherrangige Ebenen, 

also z.B. Bund oder Länder, Gesetze und Verordnungen nur dann beschließen, wenn 

die hiervon betroffene gemeindliche Ebene dem zustimmt. 

Kommt eine Einigung nicht zustande, müssen die Kosten von der Ebene getragen 

werden, die die Vorschrift  veranlasst hat. So ließe sich erreichen, dass die kommuna-

len Spitzenverbände zwingend konsultiert werden, sobald neue Aufgaben geschaffen 

werden, die die Gemeinden betreffen. Und kein Gesetz würde mehr ohne klare Kosten-

regelungen in Kraft treten. 

Hinzu kommt ein Weiteres: Trotz aller Absichtserklärungen wird Deutschland voraus-

sichtlich die Netto-Neuverschuldung im Jahre 2004 nicht auf Null zurückführen können. 

Dem Bund fehlt jedes rechtliche Instrumentarium, um Länder und Kommunen zu der 

entsprechenden Haushaltsdisziplin zu zwingen. Im Grundgesetz sagt Art. 109 Abs. 1 

ausdrücklich: „Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und 
voneinander unabhängig“. Insoweit ist es auch unzutreffend, wenn die Presse vor 

wenigen Wochen berichtet habe, im Finanzplanungsrat sei ein Stabilitätspakt zwischen 

Bund, Ländern und Kommunen geschlossen worden. Der Finanzplanungsrat darf bis-

her lediglich Empfehlungen aussprechen. 

Wir werden deshalb einen nationalen Stabilitätspakt brauchen. Und dies ist für die 

kommunale Seite die große Chance, einen Konsultationsmechanismus zu verankern. 

Diese Anstrengungen, meine Damen und Herren, werden jedoch nicht vor Erfolg ge-

krönt sein, wenn wir nicht den Mut und die Kraft finden auch unser Sozialsystem neu 
zu gestalten. 

Ziel muss es sein, Menschen in Arbeit zu bringen und dadurch Hilfsbedürftigkeit 
zu vermeiden. Das Leistungsrecht muss dem Grundsatz Fordern und Fördern stärker 

Rechnung tragen. Es müssen Anreize und Sanktionsmöglichkeiten vorhanden sein. 

Am 1.6.2002 ist das Bundessozialhilfegesetz 40 Jahre alt geworden. Es wurde vor 

40 Jahren geschaffen, um die Funktion eines Ausfallbürgen wahrzunehmen, der immer 

dann eingreifen soll, wenn Menschen in finanzielle Not geraten und keine anderen Si-

cherungssysteme greifen. 

Heute ist die Sozialhilfe zu einem Massensicherungssystem geworden mit allein 

2,7 Millionen Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt (1964 knapp 700.000) 

und einem fast 10 Milliarden € Aufwand für die Kommunen. 

Dieser Weg kann so nicht weiter beschritten werden. 

Ziel muss es sein, in Deutschland eine neue Balance zwischen wirtschaftlicher Dyna-

mik und sozialer Sicherheit zu schaffen. 
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Der Deutsche Städte- und Gemeindebund fordert daher eine grundlegende Reform mit 

folgenden Inhalten: 

1. Generelle Pauschalierung der Leistungen;  

2. bedarfsdeckende Leistungen der Arbeitslosenversicherung, um ergänzende 

Leistungen der Sozialhilfe auszuschließen; 

3. die Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe in einem eigenständi-

gen Leistungsgesetz. Dabei muss sichergestellt werden, dass der Bund dauerhaft 

die finanzielle Verantwortung für die erwerbsfähigen Arbeitslosen übernimmt; 

4. ein eigenes Leistungsgesetz des Bundes für die Beratung, Betreuung und Ver-

sorgung Behinderter. 

Eine besonders große Herausforderung sind die Überlegungen zur Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Die Systeme der Arbeitslosen- und Sozialhilfe 

sind nicht aufeinander abgestimmt. Für die Betroffenen und die Verwaltung ist das un-

zumutbar. 

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund war es, der schon Mitte der 90er Jahre auf 

einer beachtenswerten Pressekonferenz mit dem damaligen Präsidenten Hans-

Gottfried Bernrath die Zusammenlegung forderte. 

Eine Zusammenlegung wird nur erfolgreich sein, wenn wir ein neues, gerechteres ziel-

genaues System schaffen, das die Eigenverantwortung stärkt und die staatlichen Leis-

tungen zurücknimmt, aber die wirklich Bedürftigen absichert. 

Ich warne aber vor der Illusion, eine bloße organisatorische Zusammenführung der 

Systeme allein sei ein Erfolg und würde enorme Sparpotentiale öffnen. Diesen Weg 

wird der Deutsche Städte- und Gemeindebund keinesfalls mitgehen. 

Wir schlagen vor, in Deutschland ca. 400 bis 500 lokale Jobcenter einzurichten und 

dort alle Aktivitäten und Maßnahmen für Arbeitssuchende zusammen zu führen. 

Profile von Arbeitssuchenden können hier mit individueller Beratung verbunden wer-

den. 

Fallmanager kümmern sich gezielt um den Arbeitssuchenden. Nur so ist es möglich, 

auch private Dritte stärker einzubinden und den Wettbewerb zu fördern. 

Am Ende der Reformüberlegungen muss auch eine Reduzierung der kommunalen 
Leistungsverpflichtungen, eine Verbesserung der kommunalen Finanzlage und ein 

grundlegend neues Verhältnis zwischen Bund, Ländern und Gemeinden stehen. 

Nun kann man natürlich fragen, meine Damen und Herren, ob es uns überhaupt gelin-

gen kann die hier dargestellten Ansätze umzusetzen. Zunächst einmal gilt der Grund-
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satz, wenn wir selbst nicht an diese Ziele glauben, werden wir sie mit Sicherheit nicht 

erreichen. Zum anderen meine ich, sollten die Kommunen deutlich selbstbewusster 

werden und dies nach außen auch signalisieren. Die Kommunen sind wichtiger als 
der Staat, und am wichtigsten sind die Bürger. Niemand ist so nah an den Nöten 

und auch an den Sorgen der Bürger, wie die Kommune. Deshalb muss es unsere Auf-

gabe auch als kommunale Spitzenverbände gemeinsam mit Ihnen als den Mitgliedern 

sein, kampagnefähiger zu werden und unsere Forderungen, die letztlich Forderungen 

der Bürger sind, auch in die Öffentlichkeit zu tragen. Wir werden dazu noch zum Ende 

diesen Jahres in unseren Gremien entsprechende Vorschläge unterbreiten und ich hof-

fe, dass es uns gelingt, die Stimme der Kommunen deutlicher und wenn es sein muss 

auch drohender werden zu lassen. Wir müssen der Politik immer wieder klarmachen, 

dass Wahlen nicht in Berlin und auch nicht in den Ministerien und auch nicht im Fern-

sehen, sondern immer nur in unseren Städten und Gemeinden gewonnen werden. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Herr Dr. Landsberg, der Beifall hat deutlich gemacht, wie positiv Ihre Ausführungen 

aufgenommen worden sind. Sicherlich hängt das auch damit zusammen, dass Sie 

deutlich und offen ausgesagt haben, wie die Situation ist, auch auf Bundesebene, und 

dass Sie darüber hinaus auch Wege angedeutet haben, wie die Finanzkrise der Kom-

munen irgendwie in den Griff zu bekommen sei. Vielen herzlichen Dank dafür. 

Von Berlin kommen wir nun nach Stromberg. 

Ich darf Herrn Bürgermeister Schöffel bitten, ein Grußwort zu uns zu sprechen. Bitte, 

Herr Schöffel.“ 
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c) Bm Schöffel, Stromberg: 
----------------------------------------------------------------- 

„Sehr geehrter Herr Minister Bauckhage, sehr geehrte Frau Vizepräsidentin Hammer, 

meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete, liebe Gäste, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, 

als Gastgeber der Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes heiße ich 

Sie namens der Stadt Stromberg auf das herzlichste willkommen. Ich freue mich wirk-

lich sehr, dass nach dem Jahr 2000 auch dieses Jahr die Wahl des Veranstaltungsor-

tes auf Stromberg, auf die Halle des Deutschen Michel gefallen ist. Es liegt sicher nicht 

nur an den günstigeren Mietkonditionen, sondern auch an der zentralen Lage, der gu-

ten Ausstattung und der Funktionalität unserer Michel-Halle. Vielleicht auch verbunden 

mit der Hoffnung, dass der etwa 200 m entfernt von uns residierende Sternekoch Lafer 

uns einmal bewirtet, aber dies wird sicher nur ein Traum bleiben, bei der Finanzlage. 

Apropos zentrale Anbindung: Ich hatte ja gehofft, dass Sie heute - zumindest teilwei-

se – bereits auf der ausgebauten betriebsbereiten Hunsrückbahn hier anreisen kön-

nen, das ist leider nicht der Fall. Wir haben den Bebauungsplan zwar schon geändert, 

um die entsprechenden Vorkehrungen für eine Haltestelle zu treffen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf hinweisen, dass es nur unter sehr 

schwierigen und vielfachen Anstrengungen möglich war, die Veranstaltung durchzufüh-

ren. Es bedurfte vieler Sitzungen mit dem Kämmerer, wir mussten überplanmäßige 

Ausgaben bewilligen, damit der Strom noch bezahlt wird, damit der Hausmeister noch 

bezahlt werden kann, denn ansonsten wären auf Grund der Finanzsituation die Lichter 

auch hier schon ausgegangen. 

Ich darf vielleicht ganz kurz anhand aktueller Daten und Zahlen hiermit ein Portrait der 

Stadt Stromberg verbinden. Ich kann sagen, wir befinden uns, was die Finanzlage an-

betrifft, in guter, man kann auch sagen in schlechter Gesellschaft. Rückläufige Steuer-

einnahmen einerseits, ansteigende und zusätzliche Aufgaben und Kosten andererseits 

bestimmen auch bei uns die Situation. Für den Haushalt des kommenden Jahres 2003, 

der ja nur auf Schätzungen beruhen kann, denn das Haushaltsrundschreiben ist noch 

nicht da, Grunddaten fehlen, kann man im Grunde nur empfehlen, den Haushalt für 

2003 im zweiten Halbjahr des Jahres zu beschließen, denn wie sagt man so schön ‚Die 

besten Diagnosen stellt der Pathologe’. Ich möchte damit die Frage stellen: Wie soll es 

verantwortungsvoll machbar sein, dem Gesetz Genüge zu tun und den Haushalt noch 

in diesem Jahr mit verlässlichen Daten zu beschließen? Die Situation bei uns sieht so 

aus: Die Einkommensteuer – geschätzte Zahlen, wie ich heute Morgen Herrn Finanz-

minister Mittler im SWR gehört habe, wird sich das ja noch verschlechtern – 70.000 € 
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weniger, Schlüsselzuweisung 10.000 € weniger, Gewerbesteuer rd. 220.000 € weniger. 

Alles in allem 300.000 € bei einem Haushaltsvolumen im Verwaltungshaushalt der 

Stadt Stromberg, 3.200 Einwohner, von 2,6 Millionen €, d.h. wir bewegen uns an einem 

Minus bei den Einnahmen von 12 bis 15 %. Beispiel Gewerbesteuer: Wir hatten das 

Glück, im letzten Jahr eine Nachzahlung zu erhalten von 200.000 € - eine einmalige 

Nachzahlung -, die natürlich dazu führt, dass wir im kommenden Jahr auf Grund der 

Ist-Zahlen des vergangenen Jahres entsprechend hohe Umlagen zahlen müssen. Dar-

über hinaus gehen die tatsächlichen Einnahmen bei der Gewerbesteuer ebenfalls um 

200.000 bis 300.000 € zurück. Sie sehen, das potenziert sich dann im Folgejahr. Diese 

Achterbahnfahrt lässt auch für uns in einer kleinen Stadt keine kontinuierliche Finanz-

politik zu. Hinzu kommt, dass durch die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage – damit 

es auch einmal an konkreten Zahlen bewusst wird – eine kreis- und verbandsgemein-

deangehörige Gemeinde von 100 € gerade noch etwa 10 € im Haushalt behält. Alles 

andere wird abgeschöpft über die Kreisumlage/Verbandsgemeindeumlage und auch 

über die Gewerbesteuerumlage. Ich hoffe nicht, dass es dazu kommt, ein entspre-

chender Gesetzentwurf gab es ja bereits einmal, dass die Umlage über 100 % gestie-

gen ist, so dass man mehr zurückzahlen muss, als man in der Kasse einer kleinen 

Gemeinde einnimmt. 

Weiterhin besteht auf der Einnahmenseite das Problem der Landeszuschüsse. So sehr 

wir uns auf der einen Seite freuen, dass wir z.B. für die Stadtsanierung für das 

Jahr 2002 150.000 € bewilligt bekommen, schmerzt natürlich die Tatsache, dass die 

letzte Rate davon im Jahre 2006 ausgezahlt wird. Wir haben den Kindergarten in die-

sem Jahr erweitern müssen um eine sechste Gruppe. Kosten: 130.000 €. Bis heute 

liegen weder die entsprechenden Bewilligungsbescheide, noch Zahlungen vor, d.h. wir 

müssen auch diese Ausgaben für zwei, drei Jahre vorfinanzieren. Wenn nicht die gute 

Ausgangssituation vorhanden wäre – die Stadt Stromberg hat seit 1990 rd. 

15.000.000 € investiert, der Schuldenstand liegt nahezu unverändert bei rd. 600.000 €, 

hätten wir kaum noch Spielraum für kommende Investitionen. Auf der anderen Seite 

muss man sehen, dass natürlich die Sachkosten steigen (Strom, Gas, Mehrwertsteu-

ererhöhung, Ökosteuer), die Personalkosten, die tariflichen Steigerungen, die mit 3 % 

zu kalkulieren sind, die neuen Ausgaben auf Grund des Grundsicherungsgesetzes, die 

wir mit einer Verdoppelung der Kosten im Rahmen des 25 %igen Anteils veranschlagt 

haben, sowie die Kreisumlage, die mit einer Erhöhung von rd. 2 % zu erwarten ist. Die 

Übernahme des Kindergartens von einem kirchlichen Träger bringt zusätzlich Kosten -

 und dies alles bei einem Haushalt, der weniger als 1 % freiwillige Ausgaben ausweist. 

Ich frage mich dann ernsthaft: Wie kann man die Vorgabe des Stabilitätspaktes von 

1 % Steigerung bei einer solchen Ausgaben- und Aufgabenflut bewältigen? Bei den 

Einnahmen ist es möglich, bei den Ausgaben sicher nicht. Wir haben vorbeugend ver-
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sucht, entgegenzusteuern (meine Großmutter sagte schon ‚Hilf Dir selbst, dann ist Dir 

geholfen’) durch eigene Maßnahmen und Entwicklungen. Auch der demographischen 

Entwicklung entgegenzusteuern durch Ausweisung von ca. 10 ha Baugebiete, denn 

Sie wissen, dass nur das Mehr an Einkommensteueranteilen positiv zu Buche schlägt. 

Wir haben weiterhin versucht, durch Stärkung des Fremdenverkehrs – die Stadt 

Stromberg hat z.Zt. etwa 120.000 Übernachtungen – und unsere Bemühungen zur An-

erkennung als Luftkurort, unsere Entwicklung mittelfristig positiv zu beeinflussen. Die 

Ausweisung von Steinbrüchen und die Windkraftanlagen sind sicher kein Allheilmittel. 

Meine Damen und Herren, wir sind alle Mitglied der Schicksalsgemeinschaft notleiden-

der Gemeinden. Letztlich muss jede Gemeinde individuelle Wege zur Verbesserung 

der eigenen Situation suchen und finden. Hierzu eine Anregung und ein Rat, der aus 

dem Jahr 50 vor Christus stammt, von Marcus Tullius Cicero, der aber heute noch sehr 

aktuell ist: ‚Der Staatshaushalt muss ausgeglichen sein, die öffentlichen Schulden 

müssen verringert werden, die Arroganz der Behörden muss gemäßigt und kontrolliert 

werden, die Zahlungen an die Regierung müssen verringert werden, wenn wir nicht 

bankrott gehen sollen. Die Leute sollen wieder lernen zu arbeiten, statt auf öffentliche 

Rechnung zu leben’. Ich denke, das passt auch in unsere Zeit und in diesem Sinne, 

meine Damen und Herren, wünsche ich der Mitgliederversammlung einen interessan-

ten und erfolgreichen Verlauf. Ich lade Sie herzlich ein, auch im nächsten Jahr wieder 

nach Stromberg zu kommen, und wenn Gott will, nein, wenn Minister Bauckhage es 

will und kann, dann mit der Hunsrückbahn in den Luftkurort Stromberg. Für die Au-

toreisenden: Sie fahren durch eine sanierte Ortsdurchfahrt, über einen fertiggestellten 

Kreisel, neugebaute Parkplätze hier an der Mehrzweckhalle. Herzlich willkommen auch 

im kommenden Jahr. Guten Verlauf für die Tagung. Dankeschön.“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Herr Kollege Schöffel, ich danke Ihnen für Ihr Grußwort. Meine sehr verehrten Damen 

und Herren, es war ein Grußwort anderer Art. Normalerweise wird die Geschichte, die 

Entwicklung des Veranstaltungsortes im Grußwort von dem örtlichen Bürgermeister 

deutlich gemacht. Sie haben uns die Probleme aufgezeigt, die sich für Sie aus der fi-

nanziellen Situation in diesem und im nächsten Jahr ergeben. Das hat richtig zu dem 

Thema gepasst, das heute im Mittelpunkt unserer Mitgliederversammlung steht. Des-

halb einen sehr herzlichen Dank dafür. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme jetzt zu dem Punkt 3, nämlich 

Abnahme der Jahresrechnung 2001. Ich darf hierzu unseren Wirtschaftsprüfer, Herrn 
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Bellefontaine, begrüßen, der uns die Prüfung sowohl des Haushalts 1 als auch Haus-

halt 2 vortragen wird. Bitteschön, Sie haben das Wort.“ 

 

3. – Jahresrechnung 2001 

a) Prüfungsberichte 

− Allgemeiner Haushalt des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 2001 

− Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
b) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

 

Wirtschaftsprüfer Clemens Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand, Koblenz: 

„Meine Damen und Herren, unsere Gesellschaft hat den Jahresabschluss des Haushaltes 2 
sowie die Jahresabschlüsse der Tochtergesellschaften aufgestellt. Der Jahresabschluss des 
Haushaltes 2 wurde darüber hinaus wunschgemäß durch den Wirtschaftsprüfer Dr. Höflich 
geprüft und ist mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen worden. Den 
Jahresabschluss des Haushaltes 1 hat die Mittelrheinische Treuhand, Koblenz, geprüft. Auch 
wir konnten diesen mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 

Der Vorstand hat sich in zwei Sitzungen mit den Abschlüssen befasst, zuletzt in der Sitzung 
vorletzte Woche, in der sowohl wir als auch Herr Dr. Höflich Rede und Antwort gestanden 
haben und die Abschlüsse ausführlich mit dem Vorstand beraten wurden. Ich möchte Ihnen 
heute keinen Zahlenfriedhof vorlesen, sondern nur wenige Inhalte wiedergeben, so dass Sie 
bei eventuellen Nachfragen entsprechend informiert sind. 

Meine Damen und Herren, das Rechnungswesen des Haushaltes 1 wurde im Jahre 2001 
noch nach kameralen Gesichtspunkten geführt. Bereits ab dem 01.01.2002 wird auch für den 
Haushalt 1 die doppelte kaufmännische Buchführung angewandt. Damit soll erreicht werden, 
dass noch mehr Transparenz in das Rechnungswesen hineinkommt. Für die Rechnungsle-
gung 2001 wurden die Belege nach Annahme- und Auszahlungsanordnungen getrennt chro-
nologisch geführt. Das System ist  übersichtlich, die Bücher sind ordnungsgemäß geführt. 
Deswegen können wir Ihnen für den Haushalt 1 auch versichern, dass er nach den 
Grundsätzen der kameralen Haushaltsführung ordnungsgemäß erstellt worden ist. Auf einen 
Vermögenshaushalt wurde allerdings verzichtet, so dass nur ein Verwaltungshaushalt erstellt 
wurde. Dieser schließt mit einem Überschuss von 409.646 DM ab. 

Zu den wesentlichen Positionen: Veranschlagt war ein Haushaltsansatz von 4,8 Mio. DM. 
Das Ist beläuft sich auf 5,4 Mio. DM. Die Mehreinnahmen sind im Wesentlichen dadurch ent-
standen, dass eine verursachungsgerechte Verrechnung, insbesondere der Personalkosten, 
mit dem Haushalt 2 erfolgte. Von daher waren etwas höhere Einnahmen und Erstattungen 
im Haushalt 1 zu verzeichnen. Warum die höheren Personalkostenverrechnungen? Im We-
sentlichen hängt es mit den Projekten „Gemeinde 21“, „Bürgernahe Verwaltung“, „Datenbank 
der Bürger“ des Gemeinde- und Städtebundes zusammen. Die Mehrausgaben resultieren 
daraus, dass die Rheinische Versorgungskasse ihr Umlagesystem verändert hat und des-
halb höhere Umlagen auf den Gemeinde- und Städtebund zukamen, so dass insoweit auch 
Mehrausgaben entstanden sind. Nichtsdestotrotz - ich habe es bereits gesagt - beträgt der 
Überschuss 409.000 DM. 

Soweit die wesentlichen Zahlen zum Haushalt 1. 
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Der Haushalt 2 ist - wie bereits dargelegt - nach kaufmännischen Gesichtspunkten geführt 
worden und schließt im Ergebnis mit einem Fehlbetrag von 332.000 DM ab. Zusammenge-
rechnet schließen der Haushalt 1 und der Haushalt 2 zwar noch mit einem kleinen Über-
schuss ab, wobei aber der Haushalt 2 - wie gesagt - insgesamt mit einem Fehlbetrag abge-
schlossen hat. Die wesentliche Ursache liegt darin begründet, dass gegenüber der OSK ein 
Darlehensverzicht ausgesprochen wurde, was damit zusammenhängt, dass 1996 durch 
Sonderumlagen von einigen Gemeinden das Projekt „KIS“ finanziert wurde. Das Projekt 
„KIS“ ist nun soweit abgewickelt, als denjenigen Kommunen, die damals die Sonderumlage 
gezahlt haben, bei der Abrechnung der einzelnen Leistungen durch das KIS-Programm Ver-
günstigungen zuteil wurden und nun der Gemeinde- und Städtebund insoweit auf das Darle-
hen verzichtet hat. Das Projekt „KIS“ ist damit endgültig abgeschlossen, das war so auch 
Beschlusslage, und führte letztendlich auch zu dem wesentlichen Fehlbetrag, den wir in 
2001 zu verzeichnen haben. 

Die Liquiditätsverhältnisse des Haushaltes 2 waren am Bilanzstichtag geordnet, der ausge-
wiesene Fehlbetrag konnte durch Liquidität aus dem Unternehmen heraus selbst finanziert 
werden. Zur Bilanz selbst vielleicht noch ein Wort: Die Bilanzsumme beträgt 7.246.000 DM. 
Sie ist im Wesentlichen auf der Aktivseite durch die Beteiligungen in Höhe von 3,7 Mio. DM 
und dem nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag von rd. 1,5 Mio. DM gekennzeichnet. 
Für diejenigen von Ihnen, die Bilanzen lesen können, heißt natürlich ein nicht durch Eigenkapi-
tal gedeckter Fehlbetrag, dass Eigenkapital eigentlich nicht vorhanden ist. Im vorliegenden 
Fall doch wohl, denn die Beteiligung an der OSK ist mit rd. 3,5 Mio. DM ausgewiesen. Berück-
sichtigt man die „stillen Reserven“, dann dürfte die Beteiligung rd. 5 Mio. DM wert sein, so 
dass der Fehlbetrag wieder ausgeglichen ist. Das zeigt auch, dass die Finanzierung der OSK 
über Kredite letztendlich gerechtfertigt war. Soweit vielleicht auch zu dem Haushalt 2. 

Zu den Tochtergesellschaften ist zu sagen, dass diese weitestgehend jeweils geringfügige 
Überschüsse oder Fehlbeträge ausweisen mit einer Ausnahme, der GeKom, die anlaufbe-
dingt etwas höhere Verluste zu verzeichnen hat. Insgesamt hat deswegen auch der Ab-
schlussprüfer, Dr. Höflich, dem Haushalt 2 des Gemeinde- und Städtebundes einen unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 

Soweit meine kurzen Ausführungen zu den Abschlüssen. Wenn Sie Fragen haben, können 
wir diese gerne einzeln beantworten. 

Meine Damen und Herren, da es keine Fragen gibt, möchte ich es übernehmen, die Be-
schlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung zu veranlas-
sen. Wir stimmen am besten über beide Haushalte gemeinsam ab. Ich sehen keinen Wider-
spruch zu meinem Vorschlag. Ich komme zur Abstimmung: 

Wer verweigert die Entlastung und ist gegen die Feststellung: 

Ich sehe keine Stimmabgabe. 

Wer enthält sich der Stimme? 

Ich stelle wiederum keine Stimmabgabe fest, so dass ich davon ausgehe, dass der Rest sei-
ne Zustimmung erteilt. 

Damit sind die Haushalte 1 und 2 einstimmig festgestellt und Entlastung erteilt. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Vielen Dank.“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 
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„Herr Bellefontaine, vielen herzlichen Dank für den Vortrag, welcher ein positives Ergebnis 

beinhaltete. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihnen herzlichen Dank für die Abnahme der Jah-

resrechnung und die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung. Ich rufe Punkt 4 

auf – Wahl eines Vorstandsmitgliedes.“ 

 

4. – Wahl eines Vorstandsmitgliedes 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Nach unserer Verfahrensordnung für Wahlen führt diese Wahl der Vorsitzende des Wahl-

ausschusses durch, der zu bilden ist. Weiter nach der Verfahrensordnung ist Vorsitzender 

des Wahlausschusses das Geschäftsführende Vorstandsmitglied. Ich darf Herrn Steenbock 

dazu das Wort erteilen.“ 
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VD Steenbock: 

„Meine Damen und Herren, ich stelle mich auch mal hinter die Kerze, um dann gleichzeitig 

deutlich zu machen, was sie eigentlich sollte. Sie ist also nicht für Allerheiligen bestimmt, sie 

ist auch nicht für Allerseelen bestimmt, sondern sie ist die Notbeleuchtung der Festhalle in 

Stromberg, die Haushaltsprobleme sind vom Bürgermeister bereits dargestellt worden. Es 

soll deutlich machen: Im Moment brennt noch ein Licht, wenn es auch nur eine Kerze ist im 

kommunalen Bereich. Es ist jedoch allerhöchste Zeit, dass etwas zur Verbesserung der Fi-

nanzsituation geschieht, damit dies dann kein Dauerzustand wird. 

Zum Punkt „Wahl eines Vorstandsmitgliedes“: Ich darf noch einmal den aktuellen Stand der 

anwesenden Stimmen bekannt geben: Um 11.21 Uhr: 2.391 Stimmen, anwesend 71,8 %, al-

so Beschlussfähigkeit bei weitem gegeben. Zum Anlass der heutigen Wahl: Wir hatten am 

Anfang der Wahlperiode - ein paar von Ihnen werden sich erinnern – vereinbart, dass in Be-

zug auf ein Wahlvorstandsmitglied ein Wechsel in der Hälfte der Wahlperiode erfolgen soll 

und dass auch ein Wechsel erfolgen soll zwischen den Bezirksverbänden Koblenz und Pfalz. 

In der ersten Hälfte war der Bezirksverband Rheinhessen-Pfalz dran, in der zweiten Hälfte 

sollte der Bezirksverband Koblenz dran sein. Als Kandidat ist im Rahmen der Vorstandssit-

zung und der Landesausschusssitzung vorgeschlagen worden, Herrn Oberbürgermeister 

Labonte von der Stadt Lahnstein zu wählen. Da ich davon ausgehe, dass er weitgehend be-

kannt ist, aber vielleicht nicht jedem, würde ich bitten, dass er sich vielleicht kurz vorstellt.“ 

 

OB Labonte, Stadt Lahnstein: 

„Herr Vorsitzender, verehrte Ehrengäste, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen, 

meine Herren, mein Name ist Peter Labonte, 48 Jahre alt, ich war 12 Jahre Bürgermeister 

der Verbandsgemeinde Adenau und bin seit 1998 Oberbürgermeister in Lahnstein. Ich arbei-

te im Gemeinde- und Städtebund als Vorsitzender des Arbeitskreises „Mittlere Städte“ mit 

und würde auch gerne im Vorstand dieser Einrichtung mitarbeiten, hätte aber bei dieser Ge-

legenheit eine herzliche Bitte: Ich betreue auch die Bürgermeisterfußballauswahl in Rhein-

land-Pfalz, das ist ein dynamischer Verein, der noch Nachwuchs braucht. Wenn Sie also 

gerne Fußball spielen und nicht wissen, wo Sie Ihre Aktivitäten entsprechend austragen 

können, wenden Sie sich bitte an mich, wir sind froh für jeden, der unsere Mannschaft ver-

stärkt. Herzlichen Dank.“ 
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VD Steenbock: 

„Vielen Dank, damit haben wir gleichzeitig einen Fußballbeauftragten für den Gemeinde- und 

Städtebund erkoren. Meine Damen und Herren, darf ich fragen, ob es weitere Vorschläge 

gibt? Das ist offensichtlich nicht der Fall. 

Nach der Satzung kann offen gewählt werden, wenn dem nicht mindestens 5 % der anwe-

senden Stimmen widersprechen. Gibt es Widerspruch dagegen, dass wir offen wählen? 

Dies ist offensichtlich auch nicht der Fall, dann darf ich in diesem Falle positiv abstimmen 

lassen. Wer Herrn Labonte seine Stimme geben würde, darf ich um ein Handzeichen bitten. 

Ich bedanke mich. Gegenstimmen? Keine. Enthaltungen? Auch keine. 

Herr Labonte, damit sind Sie einstimmig gewählt, nehmen Sie die Wahl an? Er sagt „Ja“, al-

so herzlichen Dank, herzlichen Glückwunsch, auf gute Zusammenarbeit. Vielen Dank meine 

Damen und Herren.“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich gratuliere Herrn Oberbürgermeister Peter La-

bonte sehr herzlich zu der Wahl in den Vorstand des Gemeinde- und Städtebundes. Ich den-

ke, wir werden auch in diesem Gremium eine gute Zusammenarbeit haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir kommen zum nächsten Punkt. Einem wichti-

gen Punkt, nämlich Innovation für Rheinland-Pfalz und seine Kommunen – Schwerpunkte 

moderner Strukturpolitik. Hierzu wird Herr Minister Bauckhage referieren. Ich freue mich be-

reits auf Ihre Ausführungen, Herr Minister, und bin gespannt, was Sie uns zu sagen haben. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit vielleicht noch auf eines aufmerksam machen: In der 

Rheinpfalz haben Sie ein Interview gegeben. Am Montag, dem 28. Oktober 2002 wurde dar-

über berichtet und hier steht „Minister Bauckhage und die Finanzkrise“, und als Überschrift 

„Nur der Straßenbau ist tabu“. Dagegen haben wir sicherlich auch nichts einzuwenden, aber 

für die Kommunen, Herr stellvertretender Ministerpräsident, ist es sicherlich zu wenig. Wir 

brauchen vor allen Dingen Stabilität in dem kommunalen Finanzausgleich bzw. dort können 

wir keine weiteren Reduzierungen vertragen und ich habe Sie deshalb auch als stellvertre-

tenden Ministerpräsidenten angesprochen, dass Sie mit dazu beitragen, dass es den Kom-

munen in der Zukunft wieder besser geht. In diesem Sinne darf ich Ihnen nun das Wort ertei-

len.“ 
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5. – Innovation für Rheinland-Pfalz und seine Kommunen – Schwerpunkte moderner 
Strukturpolitik 

 

Stellv. Ministerpräsident, Hans-Artur Bauckhage: 

„Anrede, 

ich habe meine Rede unter das Motto gestellt: „Innovationen für Rheinland-Pfalz - Schwer-

punkte moderner Strukturpolitik". 

„Innovationen", meine Damen und Herren, bedeutet für mich in diesem Zusammenhang 

zweierlei. 

Erstens geht es darum, die vorhandenen innovativen wirtschaftlichen Strukturen in unserem 

Lande zu stärken und die Schaffung neuer zukunftsfähiger Strukturen gezielt zu unterstüt-

zen. 

Zweitens müssen wir, die politisch Verantwortlichen, selbst innovativ sein, um dieses Ziel zu 

erreichen.  

Dies gilt gerade angesichts der derzeitigen konjunkturellen und fiskalischen Lage. 

Ein wichtiges Instrument, meine Damen und Herren, um eine solche Innovationspolitik vo-

ranzubringen, ist die Regional- und Strukturpolitik. 

Dabei kann meiner Ansicht nach gar kein Zweifel bestehen: Die beste Wirtschaftspolitik ist 

eine Wirtschaftspolitik, die den richtigen Rahmen setzt. 

Dies ist der zentrale Punkt des politischen Pflichtenheftes, das Bürger, Wissenschaft und 

Wirtschaft der Politik förmlich aufdrängen. 

Zwingend notwendig sind entschlossene Strukturreformen: im steuerlichen Bereich, bei den 

Sozialversicherungen und auf dem Arbeitsmarkt. 

Nur wenn der Wirtschaft wieder mehr Luft gelassen wird, reicht der Atem auch für mehr Be-

schäftigung und Wachstum. 

Dies ist und bleibt die herausragende Aufgabe für alle politischen Ebenen aber vor allem für 

die Bundesregierung. 

Sie wird in der gerade begonnenen Legislaturperiode an ihrem Erfolg in diesem Bereich zu 

messen sein. 

Meine Damen und Herren, 

bessere wirtschaftliche Rahmenbedingungen allein sind allerdings keine Garantie für einen 

gelungenen Strukturwandel, keine Garantie für eine gelungene Regionalentwicklung. 
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Wir brauchen deshalb weiterhin eine moderne Regional- und Strukturpolitik. 

Dabei geht es nicht um die überteuerte Pflege wirtschaftlicher Konserven. 

Es kann nicht Ziel der Politik sein, ehemals attraktive wirtschaftliche Strukturen, die ihre bes-

ten Tage hinter sich haben, gegen den Markt zu erhalten. 

Moderne Strukturpolitik konserviert nicht. 

Moderne Strukturpolitik ist progressiv, sie schafft und nutzt Markt- und Wachstums-Chancen. 

Es geht darum, natürliche Markttendenzen zu wecken, zu stützen und zu verstärken, um den 

Übergang in neue Wettbewerbspositionen zu beschleunigen oder zu erleichtern. 

Und was für einzelne Wirtschaftssektoren gilt, gilt ebenso für Regionen. 

Kurzum: Moderne Regional- und Strukturpolitik bedeutet, neue Chancen eröffnen helfen. 

Neue Marktfelder liegen dabei selbstverständlich nicht ständig abrufbar in der Schublade der 

Politiker, in Berlin, Mainz oder vor Ort in den Kommunen bereit. 

Die Politik kann nicht klüger sein als die Marktteilnehmer. 

Unternehmer wissen am besten, was, wie und wo sie produzieren wollen. 

Neue Marktfelder zu entdecken und Wege zu Ihrer Erschließung zu beschreiten, das ist in 

einer Marktwirtschaft ureigenste Aufgabe der Unternehmer. 

Strukturpolitische Maßnahmen können nicht mehr - aber eben auch nicht weniger - leisten, 

als die Spielräume und Realisierungsmöglichkeiten zu verbessern und bei der Umsetzung zu 

helfen. 

Meine Damen und Herren, eine moderne Strukturpolitik ist sicherlich Ziel jeder Landesregie-

rung. 

Gerade wir in Rheinland-Pfalz müssen uns aber dieser Aufgabe ganz besonders stellen. 

Vieles ist erreicht worden, aber für die Regional- und Strukturpolitik gibt es in Rheinland-

Pfalz weiterhin viel zu tun. 

Stichwort ländliche Gebiete. 

Sie alle wissen: Fast jeder zweite Rheinland-Pfälzer lebt in ländlich strukturierten Gebieten; 

70 % der Landesfläche zählen hierzu. 

Gerade die ländlich peripheren Gebiete im Westen des Landes Rheinland-Pfalz standen auf 

Grund ihrer Grenzlage über viele Jahrzehnte hinweg im Schatten der wirtschaftlichen Ent-

wicklung. 

In diesen dünn besiedelten Gebieten ist die Landwirtschaft nach wie vor mit erheblichen ag-

rarstrukturellen Problemen konfrontiert. 
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So liegt beispielsweise die Wirtschaftskraft in ländlichen Gebieten in der Regel erheblich un-

ter dem Bundesdurchschnitt. 

Allein deshalb müssen wir eine gezielte und moderne Regional- und Strukturpolitik betreiben. 

Aber auch der wirtschaftliche Strukturwandel, meine Damen und Herren, geht an unseren 

Regionen nicht vorbei. 

Als Beispiel sei die Schuhindustrie in der Westpfalz genannt. 

Über 80 % der rheinland-pfälzischen Schuhhersteller sind hier angesiedelt. 

In der Pirmasenser Schuhindustrie gingen allein in den Jahren 1984 bis 2001 fast 12.000 Ar-

beitsplätze verloren. 

Dies bedeutet einen gewaltigen Aderlass für die Region - auch deshalb müssen wir weiterhin 

eine moderne Strukturpolitik betreiben. 

Genauso dringend, meine Damen und Herren, ist eine moderne Strukturpolitik; weil unser 

Land weiterhin mit der Konversion zu kämpfen hat. 

Es gibt wohl kein anderes westliches Bundesland, dessen Regionen und Kommunen so 

stark unter dem Abzug der alliierten Streitkräfte zu leiden hatten. 

Insgesamt hat das Land Rheinland-Pfalz seit 1986/87 durch den Truppenabbau einen Ver-

lust von nahezu 100.000 militärischen und zivilen Stellen zu verkraften. 

Hinzu kommen mindestens 50.000 mittelbar betroffene Arbeitnehmer aus anderen Wirt-

schaftsbereichen. 

Dies alles war und ist immer noch mit großen Problemen verbunden. 

Es spricht aber für uns Rheinland-Pfälzer: Wir haben die Konversion als Chance erkannt, er-

griffen und Erfolgsgeschichten wie den Flughafen Hahn hervorgebracht. 

Meine Damen und Herren, 

ländlicher Raum - wirtschaftlicher Strukturwandel - Konversion: aus all diesen Gründen brau-

chen wir eine moderne Strukturpolitik. 

Deshalb haben wir in unserem Land mit dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-

schaft und Weinbau ein bundesweit einzigartiges Ministerium geschaffen. 

Ein echtes Strukturministerium, in dem die wichtigen Fäden der Regional- und Strukturpolitik 

zusammenlaufen. 

Näher nennen möchte ich hier und heute nur das Ziel 2-Programm der Europäischen Union, 

die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur sowie das 

Regionale Landesförderprogramm Rheinland-Pfalz. 
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Darüber hinaus ist mein Haus selbstverständlich auch im agrarpolitischen und verkehrspoliti-

schen Bereich aktiv. 

Meine Damen und Herren, 

allein im Rahmen des Ziel 2-Programms der Europäischen Union stehen uns im Zeitraum 

2000 bis 2006 für die Förderung der regionalen Entwicklung 158 Millionen € an EU-Mitteln 

zur Verfügung. 

Ergänzt werden diese von voraussichtlich rund 133 Millionen Euro Kofinanzierungsmittel des 

Landes. 

Damit sollen Investitionen in einer Größenordnung von insgesamt 1,4 Milliarden € angesto-

ßen werden. 

Hinzu kommen die Mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur. 

Hier können wir im gleichen Zeitraum noch einmal über rund 95 Millionen verfügen, wovon 

das Land 50 % trägt. 

Da diese Mittel jedoch nicht ausreichen, hat das Land darüber hinaus allein in den Jahren 

2000 bis 2002 weitere 157 Millionen für den Bereich der Regional- und Strukturförderung be-

reitgestellt. 

Unsere Programme haben sich dabei als flexible und anpassungsfähige Instrumente be-

währt. 

Sie greifen ineinander und gewährleisten für Rheinland-Pfalz die Durchführung einer wirk-

samen Strukturpolitik. 

Bestrebungen diese Instrumente zu beschneiden oder ganz abzuschaffen, lehne ich daher 

entschieden ab. 

Dies gilt vor allem für Bestrebungen, die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regi-

onalen Wirtschaftsstruktur auszuhöhlen. 

In dieser Gemeinschaftsaufgabe wirken Bund und Länder seit 1969 von Artikel 91a Grund-

gesetz bei der Länderaufgabe regionale Entwicklung zusammen, um eine gleichmäßige Re-

gionalförderung mit einheitlichen Regeln sicher zu stellen. 

Dennoch wird die Fortsetzung der Gemeinschaftsaufgabe im Rahmen der Diskussion um die 

Reform der so genannten. Mischfinanzierungstatbestände in Frage gestellt. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz ist sich über alle Parteigrenzen hinweg einig: Die Gemein-

schaftsaufgabe ist ein bewährtes Instrument, an dem nicht gerüttelt werden sollte. 
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In der Diskussion, meine Damen und Herren, steht auch die Zukunft der Ziel 2-Förderung 

der Europäischen Union für die Zeit nach dem Ende der derzeitigen Förderperiode 2000 bis 

2006. 

Es ist offensichtlich: Mit der Osterweiterung werden Veränderungen in der EU-

Strukturfondsförderung notwendig sein. 

Die Wirtschaftskraft in den Beitrittsländern wird in der Regel so weit unter dem EU-

Durchschnitt liegen, dass sie zu Ziel 1-Fördergebieten werden. 

Um die Strukturfondsförderung finanzierbar zu halten, werden die derzeitigen Fördergebiete 

also Federn lassen müssen. 

Es muss aber das Ziel bleiben, eine angemessene Förderkulisse auch für die strukturschwa-

chen Gebiete in den derzeitigen EU-Mitgliedsländern und damit auch in Deutschland Ost und 

West zu erhalten. 

Zu diesen Versuchen, wichtige Instrumente zu beschneiden tritt ein weiteres Problem. 

Die Kofinanzierung der genannten Programme sowie des Regionalen Landesförderpro-

gramms fällt in Zeiten knapper Haushalte noch schwerer als sonst. 

Jeder Haushaltsposten steht unter einem - aus finanzpolitischer Sicht durchaus heilsamen - 

Rechtfertigungsdruck. 

Angesichts ihrer Bedeutung bleibt die regionale Strukturpolitik zur Schaffung von neuen 

wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen jedoch auch aus Sicht des Landes weiter dringlich. 

Ich werde mich daher im Rahmen der haushaltsmäßigen Vorgaben auch weiterhin mit 

Nachdruck dafür einsetzen, dass die finanziellen Grundlagen für die Instrumente der Regio-

nal- und Strukturpolitik so weit wie möglich erhalten bleiben. 

Meine Damen und Herren, 

das Ziel einer wirtschaftlich erfolgreichen Entwicklung in Rheinland-Pfalz ist nur dann zu er-

reichen, wenn die Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie die gezielte 

Regional- und Strukturpolitik des Landes ergänzt wird durch das Engagement vor Ort, in den 

Regionen und den Kommunen. 

Ich verstehe Sie, die rheinland-pfälzischen Städte und Gemeinden, als wichtige Partner bei 

der Umsetzung einer modernen Strukturpolitik. 

Die zum Beispiel in der Gemeinschaftsaufgabe oder im Ziel 2-Programm vorgesehene För-

derung des Ausbaus der wirtschaftsnahen und touristischen Infrastruktur ist auf Ihre Initiati-

ve, meine Damen und Herren, auf Sie als Träger entsprechender Maßnahmen angewiesen: 
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In unserem föderativen Staatsaufbau haben die Kommunen, dies wird allzu leicht vergessen, 

eine bedeutende Stellung. 

Sie haben wichtige Aufgaben wahrzunehmen. 

Die Kommunen sind Planer, Gestalter und Dienstleister. 

Diesen Aufgaben können die Kommunen aber nur dann auch wirklich gerecht werden, wenn 

sie angemessen und berechenbar mit finanziellen Mitteln ausgestattet sind und diese in 

weitgehend eigener Verantwortung verwenden können. 

Aber gerade hier besteht erheblicher Reformbedarf; die zum Teil katastrophale finanzielle 

Lage vieler Kommunen macht dies besonders deutlich. 

Es ist daher zu begrüßen, dass die Beteiligten in der Kommission zur Neuordnung der 

Kommunalfinanzen an einem Tisch sitzen. 

Dabei geht es in Zeiten allgegenwärtiger leerer Kassen natürlich auch um Verteilungsfragen 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen. 

Niemand hat Geld zu verschenken. 

Auch die Wirtschaft darf unter dem Strich nicht höher belastet werden. 

Dies wäre ein höchst problematisches Signal und würde den Wirtschaftsstandort Deutsch-

land weiter schwächen. 

All dies muss bei der Diskussion um mögliche Lösungsansätze beachtet werden. 

Zentral erscheint es mir, die Anreize bei den Kommunen für eine echte Partnerschaft mit der 

Wirtschaft zu stärken. 

Es muss sich für die Kommunen wieder lohnen, Unternehmen anzusiedeln und vernünftige 

ökonomische und infrastrukturelle Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Denn, meine Damen und Herren, 

es führt in die Irre, einfach nur nach Berlin zu weisen und die Hände in den Schoß zu legen. 

Auch vor Ort, in den Kommunen und Regionen, kann viel für die Attraktivität von Rheinland-

Pfalz als Leistungsstandort für die Wirtschaft getan werden. 

Dazu brauchen wir vor allem ein wirtschaftsfreundliches Klima vor Ort. 

Dies ist der entscheidende Grund, warum ich beispielsweise den Wettbewerb mittelstands-

freundliche Kommunen ins Leben gerufen habe. 

Damit will ich besonders wirtschaftsfreundliche Kommunen auszeichnen, die gleichzeitig 

Vorbildfunktion für andere übernehmen können. 

Denn eines ist klar: Angesichts der knappen Kassen sind Innovationen wichtiger denn je. 
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Dazu nur einige Stichworte: 

Existenzgründer sowie kleine und mittlere Unternehmen sind in vielen Fällen von den büro-

kratischen Lasten, die mit der Aufnahme einer selbständigen Unternehmung verbunden sind, 

überfordert. 

Vor Ort könnten Lotsen als zentrale Ansprechpartner der Verwaltung Anfragen weiter leiten, 

Ansprechpartner in den Verwaltungen und Ämtern benennen und erste Kontakte vermitteln. 

Ähnliche Wirkungen könnten gemeinsame Stammtische von Wirtschaft und Verwaltung ent-

falten. 

Durch sie würden nicht nur Informationsdefizite zwischen Verwaltung und Wirtschaft abge-

baut sondern auch Kontakte in der regionalen Wirtschaft verbessert. 

Auf allen politischen Ebenen muss dabei selbstverständlich die immer noch zu hohe Regulie-

rungsdichte und der immense Bürokratieaufwand gerade für Existenzgründer weiter abge-

baut werden. 

Auch bei der Finanzierung von wirtschaftsnaher Infrastruktur können neue Wege beschritten 

werden. 

Eine aus meiner Sicht wichtige Möglichkeit stellen interkommunale Gewerbegebiete dar. 

Eine solche Kooperation zwischen Kommunen kann die Finanzierung und Besetzung von 

Gewerbegebieten erheblich erleichtern. 

Meine Damen und Herren, 

Sie sehen: Innovationen für Rheinland-Pfalz, dies geht nur, wenn wir die bewährte Politik der 

Partnerschaft zwischen öffentlicher Verwaltung, Politik und Wirtschaft fortsetzen. 

Ich lade Sie, die Städte und Gemeinden in Rheinland-Pfalz, hierzu herzlich ein! 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.“ 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Herzlichen Dank, Herr Minister Bauckhage, für Ihre Ausführungen. Besonders danke ich Ih-

nen für Ihre Feststellung, dass die Kommunen - und das sind die Kommunalpolitiker, die vor 

Ort gewählt werden -, am besten wissen, wo die Mittel einzusetzen sind und dass Sie sich in 

diesem Zusammenhang auch für die Unabhängigkeit der Kommunen ausgesprochen haben. 

Dazu passt allerdings nicht die Mitteilung des Ministerpräsidenten Beck, dass die Zuschuss-

bewilligungen an die Kommunen inzwischen auf Grund eines Kabinettsbeschlusses erfolgen. 

Ich zitiere aus der Rheinpfalz vom 31. Oktober diesen Jahres: „Fast eine Million € an Lan-

desförderungen werden an sechs Gemeinden im Landkreis Südliche Weinstraße fließen. Die 

entsprechenden Beschlüsse hat die Mainzer Landesregierung in diesen Tagen gefasst, wie 
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Ministerpräsident Kurt Beck mitteilte. Dabei handelt es sich um Zuschüsse für eine Bachre-

gulierung um 405.000 € und um einen Zuschuss für Mikrofone eines Theaters in Höhe von 

900 €“. 

Ich glaube, dies macht deutlich, wie sehr wir doch noch an dem „goldenen Tropf“ hängen. 

Meines Erachtens wäre auch hier eine Befreiung notwendig und eine Verlagerung der Mittel 

in den kommunalen Finanzausgleich, in die allgemeinen Zuschüsse. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe auf zur „Aussprache“. Der Punkt „Aus-

sprache“ ist als eigener Tagesordnungspunkt aufgenommen. Das bedeutet, dass nicht nur 

zu den Ausführungen von Herrn Minister Bauckhage Wortmeldungen eingebracht werden 

können, sondern auch zu den übrigen Ausführungen, wie zur allgemeinen Aussprache über-

haupt.“ 

 

6. – Aussprache 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Ich höre, der Minister bittet, zuerst Fragen an ihn zu stellen, da er uns kurzfristig wegen an-

derer Termine wieder verlassen muss. Wer wünscht das Wort zur Aussprache? Bitte schön, 

Herr Bürgermeister Benner, wenn ich das richtig sehe.“ 

Bürgermeister Benner, VG Dierdorf: 

„Herr Minister, Ihr Referat ‚Schwerpunkte moderner Strukturpolitik’ hat meines Erachtens ei-

nen Aspekt außer Acht gelassen, dass nämlich für eine solche moderne Politik auch moder-

ne Strukturen vorhanden sein müssen. Und da denke ich, hängen wir in Rheinland-Pfalz et-

was zurück. Es ist mittlerweile Allgemeingut, dass die Finanzausstattung der rheinland-

pfälzischen Kommunen im Bundesvergleich der alten Länder die schlechteste ist und wir 

gleichzeitig die kleinräumigsten Strukturen haben mit beispielsweise 2.257 Ortsgemeinden, 

200 Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden usw.. Wir liegen also dort gegen-

über dem Bundesschnitt um ungefähr das Vierfache drüber. Dies ist vielleicht die Ursache 

dafür, dass wir uns so schwer tun – auch finanziell -. Wenn wir beispielsweise Ortsgemein-

den mit 8 - 9 Einwohnern vorhalten oder uns Landkreise leisten mit 65.000 oder 

74.000 Einwohnern, denke ich, wäre auch dort Handeln geboten und nicht irgendwo in einen 

Koalitionsvertrag reinzuschreiben, dass hierzu bis 2006 kein Bedarf besteht. Können wir viel-

leicht dazu etwas hören, ob auf diesem Feld nicht doch Handeln angezeigt wäre?“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 
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„Liegen noch weitere Wortmeldungen zu Fragen an Herrn Minister Bauckhage vor oder An-

merkungen zu seinem Referat?“ 

Das ist nicht der Fall. Herr Bauckhage, damit erteile ich Ihnen das Wort zur Beantwortung.“ 

 

Minister Bauckhage: 

„Wenn man von modernen Strukturen spricht, möchte ich erst etwas zu diesen Strukturen 

sagen. Da muss man auch wissen, Herr Bürgermeister Benner, ich nehme Sie gerne mit, 

einmal die Verbandsgemeinde Daaden und die verbandsfreie Stadt Herdorf zusammenzule-

gen. Das ist also nicht so leicht, das Unternehmen, das kann man auch nicht von oben ver-

ordnen. Das sollte man auch nicht von oben verordnen, denn ich glaube nach wie vor, dass 

von entscheidender Bedeutung ist, dass sich die Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Gebiets-

körperschaft identifizieren. Wenn man diese Identität bei einem größeren Zusammenschluss 

verliert, ist der Schaden größer als der betriebswirtschaftliche oder finanzielle Nutzen, den 

man daraus erhalten kann. Deshalb ist wichtig, dass man immer versucht – was der Koaliti-

onsvertrag übrigens überhaupt nicht verbietet, der Koalitionsvertrag verbiet nicht, dass die 

Verbandsgemeinde Y und die Verbandsgemeinde X eine Verbandsgemeinde bilden, wir ha-

ben nur gesagt, und da warne ich auch vor, bei den Ortsgemeinden sind die Kosten ja ver-

nachlässigbar. Ich warne davor, den Bürgerinnen und Bürgern ihre Identität zu nehmen und 

darüber hinaus auch das Gemeinschaftsgefühl zu nehmen, was man in einer Gemeinde 

entwickelt. Deshalb sind wir in Rheinland-Pfalz seinerzeit mit dem Instrument der Verbands-

gemeinde einen richtigen Schritt gegangen. Im Gegensatz zu anderen Ländern, welche die 

sog. Großgemeinden geschaffen und den Bürgern der Gemeinde, also ihres Dorfes, die I-

dentität genommen haben. Ich denke, es wird wichtig sein, dass man diese behält. 

Etwas zum Finanzausgleich, wissen Sie, da kann man lange darüber streiten, jedoch über 

eines kann man nicht streiten: Rheinland-Pfalz ist das Bundesland, welches im kommunalen 

Finanzausgleich viele Leistungen hat, die andere Bundesländer nicht haben. Zweitens halten 

wir den Verbundsatz seit vielen Jahren auf einem Niveau und werden versuchen, ihn beim 

nächsten Mal auch auf dem gleichen Niveau zu halten. Da kann man natürlich auch lange 

darüber streiten. Nur die Systematik ist immer wichtig. Ich hätte auch das Eine oder das An-

dere gerne anders, aber wir müssen uns an die Systematik ein Stück halten können und es 

bleibt dabei: Es gibt Steuereinnahmen, die andere Bundesländer nicht im Finanzausgleich 

haben. Von daher gesehen ist der Vergleich immer etwas schief.“ 

 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 
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„Vielen Dank. Liegen Wortmeldungen vor zu den anderen Punkten, die hier angesprochen 

oder auch nicht angesprochen wurden? 

Wer wünscht das Wort?“ 

 

BmO Schmidt: 

„Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen und Herren, Schmidt ist mein Name, als 

ehrenamtlicher Ortsbürgermeister einer kleinen Gemeinde muss ich Ihnen sagen, Frau Ham-

mer, Sie haben Kreativität, Initiative und Mut gefordert. Wir haben sehr viel Initiative, sehr 

viel Mut und sehr viel Kreativität, um überhaupt unsere laufenden Dinge am Leben zu halten, 

um unsere Reparaturen zu bezahlen, um selbst mit eigener Arbeit alles am Laufen zu halten. 

Ich habe heute in dieser Veranstaltung – ich besuche nicht sehr viele – wieder erfahren 

müssen, dass sehr viele Bestandsaufnahmen kommen, dass aber an das Eigentliche, an die 

Wurzel, nicht gegangen wird. Wenn ich die Schuldenuhr im Haus der Geschichte in Bonn 

ernst nehme, ist unsere Bundesverschuldung in den zwei Stunden dieser Veranstaltung um 

über 9,6 Mio. € gestiegen. Von daher müsste man an die Grundprobleme gehen, die für mich 

lauten: 

Erstens, keine Gesetze mehr schaffen, die sowohl im Bund wie im Land auch nur einen Cent 

Geld kosten, 

zweitens, alle Gesetzgebungsorgane müssten alles daran setzen, nur noch Gesetze zu 

schaffen, welche die Kosten minimieren, die Kosten einsparen und keine, in denen wir ver-

wirklichen, wie man das Geld für andere Projekte ausgeben kann, sondern nur für den Ab-

bau der Schulden. 

Ich denke, das Sparen müsste dann wieder mal kommen und der Schuldenabbau eigentlich 

dazu dienen, dass man wieder Luft zum Atmen bekommt. Jede Schuldnerberatungsstelle 

macht dies den Leuten als erstes zur Pflichtaufgabe, alle überflüssigen Kosten abbauen, um 

wieder Luft zum Atmen zu bekommen und dann wieder Luft zu bekommen zum Leben. Dan-

keschön.“ 
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Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Vielen Dank. Auf Ihre Wortmeldung wird gleich Herr Dr. Landsberg eingehen. Ich darf je-

doch zunächst Herrn Minister Bauckhage verabschieden, der dringend zu einem weiteren 

Termin muss. Herr Bauckhage, nochmals herzlichen Dank für Ihre Ausführungen und dass 

Sie hier bei uns waren. Ich hoffe, es war nicht das letzte Mal, dass Sie an einer Veranstal-

tung des GStB teilnehmen. Ich überreiche Ihnen in dieser Schatulle einen Regenschirm mit 

dem Hinweis, dass wir Sie nicht im Regen stehen lassen, dass aber auch Sie die Gemein-

den und Städte nicht im Regen stehen lassen. Bitteschön. 

Und weil ich schon am Austeilen von Regenschirmen bin, darf ich dies mit der gleichen Bitte 

an die Vizepräsidentin, Frau Hammer, tun. Selbstverständlich auch an unseren Hauptge-

schäftsführer, Herrn Dr. Landsberg. 

Nun fahren wir weiter in der Aussprache. Liegen weitere Wortmeldungen vor, damit Herr 

Dr. Landsberg dann insgesamt beantworten kann? 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.“ 

 

Dr. Landsberg: 

„Vielleicht noch einen Satz zu der Verschuldensfrage. Es ist ja unstreitig, dass wir in diesem 

Jahr mehr als 3 % Schulden machen werden, also wahrscheinlich 3,4 oder 3,5 %. Richtig ist 

auch, was Sie gesagt haben, dass das im Prinzip so nicht weitergehen kann und all die 

Schulden, die der Staat macht, fehlen natürlich als Kapital der Wirtschaft. Deswegen ist es 

immer Auffassung auch des Deutschen Städte- und Gemeindebundes gewesen, dass wir 

nach dem österreichischen Vorbild einen Stabilitätspakt brauchen zwischen Bund, Ländern 

und Gemeinden. Sie haben vielleicht vor einiger Zeit in der Zeitung gelesen, dass der Fi-

nanzplanungsrat einen solchen Stabilitätspakt geschlossen habe. Das stand zwar so in der 

Zeitung, ist objektiv aber unrichtig. Der Finanzplanungsrat ist ein Gremium ohne echte Be-

fugnisse und kann einen solchen Pakt überhaupt nicht schließen, zumal unsere Verfassung 

in Artikel 109 Abs. 1 ausdrücklich sagt, Bund und Länder sind ihrer Haushaltswirtschaft 

selbstständig und voneinander unabhängig. Diese Regelung bedarf der Revision. Dazu 

zwingen uns eigentlich auch die europäischen Verträge. Ich glaube, dass wir zu der Geset-

zes- und Ausgabendisziplin ohne einen solchen Stabilitätspakt nicht kommen. Es gibt da ein 

Vorbild. Die Österreicher hatten im Jahre 1998 ein Defizit im Haushalt von 2,5 %. Das wohl-

gemerkt ohne Wiedervereinigung. Dort ist ein solcher Stabilitätspakt geschlossen worden mit 

der Folge, dass jedenfalls im Jahre 2000 Österreich einen ausgeglichenen Haushalt hatte. 

Ich denke, dies muss ein politisches Ziel sein. Vielen Dank.“ 
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Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Meine Damen und Herren, ich bitte um weitere Wortmeldungen, wenn sie denn vorliegen. 

Das ist nicht der Fall, dann darf ich Herrn Kollegen Görisch das Wort zum Abschluss geben. 

 

7. – Schlusswort 

Bm Görisch: 

„Meine Damen und Herren, verehrte Gäste, ich darf zum Schluss unserer diesjährigen Mit-

gliederversammlung zunächst ganz kurz festhalten, dass heute morgen deutlich geworden 

ist, wie schwierig, wie katastrophal die Finanzlage der Städte und Gemeinden in Rheinland-

Pfalz, ich denke auch insgesamt im Bundesgebiet, ist und es ist zum anderen auch deutlich 

geworden, dass die Kommunen nicht in der Lage sind, diese Situation aus eigener Kraft zu 

meistern. Sie haben in den vergangenen Jahren bereits gewaltige Anstrengungen hierzu un-

ternommen, aber die erneuten Einbrüche auf der Einnahmenseite werden die Kommunen 

nicht meistern können. Deshalb sind die Gesetzgeber, der Bundestag und der Landtag, ge-

fordert, entsprechende Konsequenzen zu ziehen. Ich möchte gerne unterstreichen, was Herr 

Dr. Landsberg gesagt hat: Die gebildeten Kommissionen auf der Bundesebene – einmal in 

Sachen Finanzen und zum anderen Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, aber auch die Enquête-

Kommission Kommission eingesetzt durch den Rheinland-Pfälzischen Landtag bieten in der 

Tat Chancen zu einer Neuordnung der Finanzströme entsprechend der jeweiligen Aufgaben-

stellung. 

Alle Kräfte in der Politik, auf allen Ebenen und selbstverständlich auch die Tarifpartner, sind 

gefordert neue Wege zu beschreiten. Ziel muss der Aufbau von Blockaden sein und es gilt 

den Einfluss der Lobbyisten zurückzudrängen. Die Zeit des Verteilens ist vorbei und ohne 

Einschnitte wird eine Verbesserung der finanziellen und wirtschaftlichen Lage nicht möglich 

sein. 

Meine Damen und Herren ich darf Dank sagen einmal Bürgermeister Schöttel, dass wir wie-

derum in der schönen Halle tagen konnten. Ich danke Frau Vizepräsidentin Hammer für ihr 

Grußwort und insbesondere für die Anerkennung der Arbeit des GStB und ich danke Herrn 

Minister und Vizeministerpräsidenten Bauckhage für seine Rede und die aufgezeigten Per-

spektiven und für die gute Zusammenarbeit zwischen dem Land und den Kommunen. 

Mein Dank gilt aber auch der Geschäftsstelle und all denen die mitgeholfen haben, die Ver-

anstaltung zu organisieren. 

Ihnen meine Damen und Herren gilt abschließend mein Dank für Ihre Teilnahme;  die Mit-

gliederversammlung ist hiermit geschlossen. Ich wünsche Ihnen einen guten Heimweg." 
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Ende der Mitgliederversammlung: 13.00 Uhr 

 

Mainz, den 06.11.2001 

 

( Manfred Seefeldt ) 
Vorsitzender 

( Ernst Walter Görisch ) 
Stv. Vorsitzender 

( Reimer Steenbock ) 
Verbandsdirektor 

 


